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Der Arbeitsmarkt 1995 und 1996 in der 
Bundesrepublik Deutschland
Autorengemeinschaft*

Grundlinien der Entwicklung 1995 und Perspektiven für 1996 – ein Überblick

Enttäuschende Entwicklung des Arbeitsmarkts

1995 war für den Arbeitsmarkt in Deutschland ein enttäuschendes Jahr. Nachlassendes Wachstum und
wieder steigender Kostendruck bei zunehmender internationaler Konkurrenz lieferten keine Basis  für
eine bessere Beschäftigungslage. Unsicherheiten über die weitere Entwicklung dämpften zusätzlich die
Bereitschaft, neue Arbeitskräfte einzustellen. Selbst in prosperierenden Bereichen des Dienstleistungs-
sektors nahm die Beschäftigung nur noch verlangsamt zu.

Im Jahresdurchschnitt verringerte sich die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland nach vorläufigen Be-
rechnungen des Statistischen Bundesamtes um 0,1 Mio auf 34,9 Mio Personen. Die registrierte Ar-
beitslosigkeit nahm ebenfalls um 0,1 Mio auf 3,6 Mio Personen ab. Darin ist indes keine Besserung zu
sehen, denn die Stille Reserve stieg gleichermaßen um 0,1 Mio auf 3,1 Mio Personen.

Die Daten im Jahresmittel verdecken zudem Tendenzen zum Schlechteren im Jahresverlauf. So verrin-
gerte sich die Erwerbstätigkeit saisonbereinigt von Jahresanfang bis Jahresende um 0,2 Mio, während
die Arbeitslosigkeit um 0,25 Mio Personen zunahm.

Weiterer Beschäftigungsabbau in den alten Bundesländern

Die wirtschaftliche Entwicklung in den alten Bundesländern blieb spürbar hinter den Erwartungen am
Jahresanfang zurück. Das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) erhöhte sich 1995 nach vorläufigen Be-
rechnungen des Statistischen Bundesamtes um 11/2 %.

Vor allem wegen des schwächeren Wachstums sank die Erwerbstätigkeit nochmals deutlich, im Jah-
resdurchschnitt um 0,2 Mio Personen. Zu einer Wende bei der Erwerbstätigkeit ist es auch im Verlauf
des Jahres 1995 nicht gekommen.

Die durchschnittliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen verringerte sich 1995 um 1 %. Ein Arbeitstag weniger
als im Vorjahr fiel dabei ins Gewicht. Aber auch Verkürzungen der tariflichen Wochenarbeitszeit und mehr
Teilzeitarbeit trugen wesentlich dazu bei. Die Teilzeitquote der abhängig Beschäftigten stieg auf über
18 %.

Für das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde (Arbeitsproduktivität) errechnet sich im zweiten
Jahr hintereinander eine Zunahme, die merklich über den Trend hinausgeht, allerdings nicht mehr so
ausgeprägt wie 1994 (1995: + 31/2 %, nach + 4 % im Vorjahr).

Das Arbeitsangebot nahm immer noch zu, der Größenordnung nach könnten es 1995 etwa 60 000 Per-
sonen gewesen sein. Maßgebend dafür war die Zuwanderung aus dem Ausland. Den daraus resultie-
renden Effekt für das Erwerbspersonenpotential veranschlagen wir – Zuwanderung und Abwanderung
saldiert und auf Jahresbasis gerechnet – auf etwa 170 000 Personen, annähernd ebenso viele wie im
Vorjahr. Von der ansässigen Bevölkerung her – Deutsche und Ausländer zusammengenommen – ging
das Arbeitsangebot weiter zurück. Entscheidend dafür ist die abnehmende Zahl der Menschen im er-
werbsfähigen Alter. Der aus dieser demographischen Komponente resultierende Effekt schlug 1995 mit
– 0,2 Mio Personen zu Buche. Er wird zunehmend weniger durch die steigende Erwerbsbeteiligung der
Frauen ausgeglichen. Diese Verhaltenskomponente für sich genommen, führte zu einem Anstieg des
Arbeitsangebots um 0,1 Mio Personen.

Die Arbeitslosigkeit, die zu Beginn des Jahres saisonbereinigt noch rückläufig war, stieg seit dem Früh-
jahr mehr oder weniger kontinuierlich. Für den Jahresdurchschnitt errechnet sich für die alten Bundes-
länder eine Arbeitslosenzahl von 2,56 Mio, geringfügig mehr als 1994. Die Stille Reserve insgesamt nahm
um reichlich 0,2 Mio auf 2,15 Mio Personen zu.

* Hans-Uwe Bach, Hans Kohler, Hanspeter Leikeb, Emil Magvas und Eugen Spitznagel sind Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwor-
tung der Autoren. Redaktionsschluß: 27. März 1996.



Nachlassender Anstieg der Erwerbstätigkeit in den neuen Bundesländern

Der wirtschaftliche Neuaufbau in Ostdeutschland hat 1995 Fortschritte gemacht, aber auch hier verlor
das Wachstum erheblich an Schwung. In finanzieller Hinsicht ist es weiterhin ein vielfach gestützter Pro-
zeß, kein selbsttragender Aufschwung. Der Kostendruck blieb – jedenfalls im Durchschnitt aller Bran-
chen und Betriebe – hoch: Die Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigen reichte 1995 noch nicht an 60 %
des Westniveaus heran, das Bruttoeinkommen je abhängig Beschäftigten belief sich bereits auf
annähernd 75 % des Standes in den alten Bundesländern.1

Obwohl das BIP weniger zunahm als allgemein prognostiziert, entwickelte sich die Beschäftigung
zunächst noch günstig. Im zweiten Halbjahr flachte der Anstieg allerdings deutlich ab, auf das Jahres-
ende zu ging er in Stagnation über. Für den Jahresdurchschnitt 1995 ergab sich ein Beschäftigtenplus
gegenüber dem Vorjahr um 0,1 Mio auf 6,4 Mio Personen. Maßgebend für diesen Anstieg war vor allem
das Wachstum im Baubereich, daneben eine lebhafte Entwicklung bei den Dienstleistungen.

Nach wie vor spielten Beschäftigungschaffende Maßnahmen – ABM und Maßnahmen nach § 249h AFG –
eine wesentliche Rolle. Direkt kamen durch sie im Jahresdurchschnitt 1995 gut 0,3 Mio Personen in Be-
schäftigung. Berücksichtigt man mittelbare Effekte, etwa aus Vorleistungen, dürfte mit diesen Maßnah-
men insgesamt ein Beschäftigungsvolumen von schätzungsweise gut 0,4 Mio Personen verbunden sein.
Das sind immerhin 7 % der Erwerbstätigkeit in den neuen Bundesländern.

Das Arbeitsangebot verringerte sich auch 1995, aber nicht in dem Umfang, wie von uns erwartet. Spe-
ziell die Erwerbsbeteiligung nahm weniger ab als von uns vorausgerechnet. Dabei hatten wir den Rück-
gang schon eher klein angesetzt (gemessen an manchen anderen Einschätzungen), weil wir die An-
gleichung an die Verhaltensweisen in den alten Bundesländern als einen langfristigen Prozeß ansehen.
Alles in allem könnte sich das Potential im Jahresdurchschnitt 1995 um 0,15 Mio Personen verringert
haben.

Bei der beschriebenen Konstellation von Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage nahm das nichtbeschäf-
tigte Erwerbspersonenpotential in den neuen Bundesländern um 0,25 Mio Personen ab. Dieser Rück-
gang ließ die registrierte Arbeitslosigkeit um 0,1 Mio auf 1,05 Mio Personen sinken. Für die Stille Re-
serve insgesamt errechnet sich dann eine Abnahme um 0,15 Mio auf gut 0,9 Mio Personen. Dahinter
stehen erhebliche Verschiebungen in den Komponenten der Stillen Reserve: Während das „Auffang-
becken“ der Vorruhestandsregelungen in seiner Bedeutung rapide abnahm, ist die Stille Reserve i.e.S.,
also der Personenkreis, der sich nicht beim Arbeitsamt gemeldet hat, aber grundsätzlich an einer Ar-
beitsaufnahme interessiert ist, gestiegen.

Gedämpfte Aussichten für 1996

Die insgesamt verhaltene wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland im Jahr 1995 wird allgemein als
vorübergehende Abschwächung betrachtet. Dafür spricht die Mehrzahl der konjunkturellen Rahmenda-
ten. Allerdings bestehen auch Risiken, nicht zuletzt wegen kurzfristig verstärkter Konsolidierungs-
bemühungen bei den öffentlichen Haushalten. Im übrigen müssen sich konjunkturelle Auftriebskräfte in
diesen Jahren gegen hohe gesamtwirtschaftliche Kosten durchsetzen, die mehr Investitionen und
Wachstum und damit mehr Beschäftigung nicht gerade förderlich sind, besonders nicht im verschärften
internationalen Standortwettbewerb. Wie sich dies alles mischt, ist schwer auszumachen.

Die neueren Vorausrechnungen der Institute sowie anderer nationaler und internationaler Institutionen
für 1996 sind gegenüber den früheren Einschätzungen zurückhaltender geworden. Das aktuelle Spek-
trum der Vorausrechnungen für das BIP in Deutschland bewegt sich zwischen nur noch geringfügigem
Wachstum von 1/2 % und optimistischen 2 %. Bei nahezu zeitgleichen Projektionen, die von gleichem
Wissensstand ausgehen, ist dies eine beachtliche Bandbreite, die auf viel Unsicherheit hindeutet.

Beschäftigung in den alten Bundesländern nochmals niedriger als im Vorjahr

Das IAB legt seinen Vorausrechnungen für den Arbeitsmarkt in Westdeutschland drei Alternativen zu-
grunde. Die untere Variante, ein unverändertes BIP, steht für Stagnation, die mittlere (+ 3/4 %) und die
obere (11/2 %) setzen auf eine wirtschaftliche Erholung, früher oder später im Jahresverlauf 1996 be-
ginnend. Untere und obere Variante markieren die Grenzen des Korridors, innerhalb dessen die Ent-
wicklung mit hoher Wahrscheinlichkeit verlaufen wird. Der folgende Text beschreibt die möglichen Eck-
daten für den Arbeitsmarkt, mit denen bei einem mittleren Wachstum von 3/4 % zu rechnen ist.
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Nach der starken Zunahme der Arbeitsproduktivität in den Jahren 1994 (+ 4 %) und 1995 ( + 31/2 %) ist
nun ein langsamerer Anstieg wahrscheinlich. Allerdings spricht einiges für eine weiterhin deutliche Zu-
nahme: Stärkere Rückgänge der Arbeitszeit, gerade auch im Zusammenhang mit mehr Arbeitszeitflexi-
bilisierung, der Kostendruck in Verbindung mit geringen Preisüberwälzungsmöglichkeiten und ein etwas
verstärkter Aufwärtstrend der Produktivitätsentwicklung. So nehmen wir an, daß die Arbeitsproduktivität
bei unserer mittleren Variante um 21/2 % zunimmt.

Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit je Erwerbstätigen könnte auch 1996 um 1 % abnehmen. Kürze-
re tarifliche Wochenarbeitszeiten, mehr Teilzeitarbeit, weniger Mehrarbeitsstunden und andere vorüber-
gehende Arbeitszeiteinschränkungen im Rahmen des Flexibilisierungspotentials  tragen dazu bei. Wir
haben kalkuliert, daß es durch gezielte Initiativen gelingt, Spielräume für kürzere Arbeitszeiten zu nut-
zen. Damit leistet die Arbeitszeitpolitik tendenziell einen größeren Beitrag zur Beschäftigungssicherung
als im Vorjahr.

Kommt es zu einer Konstellation von 3/4 % BIP-Wachstum, 21/2 % Zunahme der Arbeitsproduktivität und
einer Abnahme der Arbeitszeit um 1 %, wird das jahresdurchschnittliche Niveau der Erwerbstätigkeit ge-
genüber 1995 um reichlich 1/2 % oder 0,2 Mio Personen sinken. Im Jahresverlauf könnte dies in saison-
bereinigter Rechnung bedeuten, daß die Talsohle der Beschäftigung im zweiten Halbjahr erreicht wird.
Eine klare Aufwärtstendenz ist dabei aber noch nicht in Sicht.

Das Erwerbspersonenpotential in Westdeutschland wird 1996 immer noch leicht zunehmen, schät-
zungsweise um 40 000. Dies setzt voraus, daß die Zuwanderung auf das Niveau der beiden Vorjahre
begrenzt bleibt, und die Rückwanderung der Bosnienflüchtlinge in Gang kommt. Bei der ansässigen Be-
völkerung wirkt die demographische Komponente weiter auf Abnahme, sie wird nur noch knapp zur Hälf-
te durch die Verhaltenskomponente, die für mehr Arbeitsangebot sorgt, kompensiert.

Bei der beschriebenen Entwicklung von Arbeitsnachfrage (mittlere Variante) und Arbeitsangebot würde
das nichtbeschäftigte Erwerbspersonenpotential im Jahresdurchschnitt 1996 auf knapp 5 Mio Personen
ansteigen. Aufgrund von Erfahrungswerten über dessen Verteilung rechnen wir mit einer registrierten Ar-
beitslosigkeit von 2,68 Mio Personen, 115 000 mehr als im Vorjahr, und einer Stillen Reserve von knapp
2,3 Mio Personen.

Neue Bundesländer: Kaum Besserung bei der Beschäftigung in Sicht

Im Zusammenhang mit den gedämpften Perspektiven für Westdeutschland, vor allem aber wegen des
hohen Kostendrucks und des auslaufenden Baubooms werden die Wachstumsaussichten für die neu-
en Bundesländer ebenfalls zurückhaltend eingeschätzt, gemessen an der Entwicklung in den letzten
Jahren. Das IAB geht für 1996 von Varianten einer BIP-Zunahme um 3 %, 41/2 % und 6 % aus. Der un-
tere und der obere Wert markieren die Grenzen eines von uns für wahrscheinlich gehaltenen Wachs-
tumskorridors. Im folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse für den Arbeitsmarkt beschrieben, wenn
es zu einem mittleren Wachstum von 41/2 % kommt.

Für diesen Fall rechnen wir mit Stagnation der Erwerbstätigkeit in Ostdeutschland. Dabei ist unterstellt,
daß die Beschäftigungschaffenden Maßnahmen etwa im Ausmaß wie 1995 fortgesetzt werden oder ein
vergleichbarer Ausgleich über andere Instrumente der Beschäftigungspolitik gefunden wird. Wenn es mit
der Erwerbstätigkeit vorerst nicht weiter aufwärtsgeht, so hängt dies vor allem mit dem nachlassenden
Wachstum der Bauproduktion zusammen, der keine entsprechende Kompensation, was die Beschäfti-
gung anbelangt, in anderen Wirtschaftsbereichen gegenübersteht. Wir halten zwar einen Beschäfti-
gungseinbruch im Baugewerbe für unwahrscheinlich, aber als Motor für zusätzliche Beschäftigungsim-
pulse fällt dieser Wirtschaftszweig im Jahr 1996 wohl aus.

Beim Arbeitsangebot ist ein weiterhin nur mäßiger Rückgang der Erwerbsneigung wahrscheinlich. Aus
den anderen Komponenten, Demographie, Wanderungen und Pendlersaldo zusammengenommen,
dürften wiederum nur geringe Veränderungen des Erwerbspersonenpotentials resultieren. Insgesamt
könnte so das Arbeitsangebot um 130 000 Personen abnehmen.

Diese Entwicklung von Arbeitsnachfrage (mittlere Variante) und Arbeitsangebot hätte einen Rückgang
des nichtbeschäftigten Erwerbspersonenpotentials um ebenfalls 130 000 Personen zur Folge. Dennoch
dürfte die registrierte Arbeitslosigkeit steigen, weil wegen der auslaufenden Vorruhestandsregelungen
immer weniger ältere Menschen in der Stillen Reserve erfaßt werden. Die Zahl der Arbeitslosen könnte
sich um knapp 50 000 auf 1,1 Mio Personen erhöhen, die Stille Reserve insgesamt um knapp 200 000
auf 760 000 Personen sinken.

Düstere Bilanz für den Arbeitsmarkt in Deutschland

Alte und neue Bundesländer zusammengenommen, dürfte die Erwerbstätigkeit – bei unserer mittleren
Variante – im Jahresdurchschnitt 1996 um 0,2 Mio auf 34,7 Mio Personen zurückgehen. Das Erwerbs-
personenpotential könnte sich um 0,1 Mio auf 41,5 Mio Personen verringern. Bei dieser Entwicklung von
Arbeitsnachfrage und Arbeitsangebot nimmt der nichtbeschäftigte Teil des Erwerbspersonenpotentials
um 0,1 Mio auf 6,8 Mio Personen zu. Dann ist mit einem noch etwas stärkeren Anstieg der registrierten
Arbeitslosigkeit um 0,16 Mio auf knapp 3,8 Mio Personen zu rechnen, während die Stille Reserve ins-
gesamt geringfügig auf 3 Mio Personen sinkt.
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Eckdaten der Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1996

Quelle: Berechnungen des IAB
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1 Die Entwicklung 1995

1.1 Alte Bundesländer 1995

Das Wirtschaftswachstum, das zu Beginn des Jahres noch
recht kräftig war, ließ im Verlauf merklich nach. Für 1995 ins-
gesamt kam schließlich noch eine Zunahme des BIP um 11/2 %
heraus. Durch die Umstellung verschiedener Statistiken auf
eine neue Wirtschaftszweigsystematik und weil immer weni-
ger Daten getrennt nach Ost und West verfügbar sind, ist frei-
lich die Verläßlichkeit dieser Größe wie auch vieler anderer
Daten eingeschränkt.

1.1.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften 1995 in den alten
Bundesländern

Jahresdurchschnittlich verringerte sich 1995 die Zahl der Er-
werbstätigen in den alten Bundesländern um 0,2 Mio Perso-
nen (– gut 1/2 %). Maßgebend dafür war der anhaltende Be-
schäftigungsabbau im Verarbeitenden Gewerbe (– 0,2 Mio).
Erstmals seit 1987 nahm aber auch die Erwerbstätigkeit im
Bauhaupt- und Baunebengewerbe wieder ab (– 0,02 Mio). In
der Land- und Forstwirtschaft hielt der trendmäßige Rück-
gang an. So blieb der tertiäre Sektor die einzige positive Ge-
genkraft, aber auch hier ließ der Schwung weiter nach. Der
Anstieg, der sich für die Dienstleistungen insgesamt auf etwa
50 000 Personen belief, war kleiner als im Rezessionsjahr
1993. Seit Führung der Datei der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigten erreichte die Beschäftigungszunahme im
Dienstleistungssektor nur in den Jahren 1982/83 vergleichbar
niedrige Werte. Erstmals tendierte dabei auch die Beschäfti-
gung im Bank- und Versicherungsgewerbe leicht nach unten.
Andererseits hat sich die Zahl der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten vor allem bei Firmen der gewerbsmäßigen
Arbeitnehmerüberlassung (einschließlich der gemeinnützi-
gen Verleihfirmen) von Mitte 1994 auf Mitte 1995 sprunghaft
um ein Viertel auf knapp 130 000 Personen erhöht. Dies könn-
te ein Hinweis auf gegenwärtig häufig kurzfristig orientierte
Personaldispositionen der Betriebe sein.

Die durchschnittlich geleistete Jahresarbeitszeit je Erwerbs-
tätigen in den alten Bundesländern dürfte 1995 um 1 % ab-
genommen haben. Wie immer ist die Entwicklung das Er-
gebnis einer Vielzahl von Einflüssen, die in einer differen-
zierten Komponentenrechnung erfaßt werden. Dabei müssen
wir einräumen, daß etliche Einzeldaten heute mit größeren
Unsicherheiten behaftet sind als in der Vergangenheit. Zum
einen spielt auch dabei die Umstellung der Wirtschafts-
zweigsystematik eine Rolle. Zum anderen resultieren die Un-
sicherheiten aus der zunehmend in Bewegung geratenen Ar-
beitszeitlandschaft, deren statistische Erfassung Probleme
aufwirft. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Arbeitszeit-
korridore, die in immer mehr Tarifverträgen vereinbart wer-
den. Dabei endet die Differenzierung des Arbeitszeitgesche-
hens nicht beim Betrieb, vielmehr reicht sie bis in die einzel-
nen Betriebsabteilungen. Diese neuen Arbeitszeitformen be-
einflussen nicht nur die tarifliche Wochenarbeitszeit, sie ha-
ben auch Rückwirkungen auf andere Komponenten unserer
Rechnung, wie Mehrarbeitsstunden und Kurzarbeit. Eine spe-
zifische Unsicherheit brachte die grundlegende Änderung
beim Schlechtwettergeld zum Jahreswechsel 1995/1996.

Verkürzungen der tariflichen Wochenarbeitszeit, insbesonde-
re in der Metall- und Elektroindustrie sowie im Druckgewer-
be, schlugen nach unserer Rechnung je Arbeitnehmer mit
durchschnittlich – 0,3 % bei der jährlichen Arbeitszeit zu Bu-
che. Die aus dem Mikrozensus und aus der Statistik der sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigten verfügbaren Infor-

mationen zeigen an, daß sich der Trend zur freiwilligen Teil-
zeitarbeit 1995 fortgesetzt hat. Daraus resultiert eine Abnah-
me um 0,3 %.

Der akzeptierten Teilzeitarbeit zur Sicherung von Beschäfti-
gungsverhältnissen kam auch 1995 Bedeutung zu. Neue Be-
fragungen zum Ausmaß der Nutzung dieses Instruments la-
gen allerdings nicht vor. Unsere Einschätzung beruht in erster
Linie auf Auswertungen zur Arbeitszeitentwicklung aus der
Berichterstattung des Verarbeitenden Gewerbes und auf Ein-
zelinformationen von Wirtschaftsverbänden und Gewerk-
schaften. Danach könnten im abgelaufenen Jahr – dem Volu-
men nach – 1/2 Mio Beschäftigte diese Form der Teilzeitarbeit
praktiziert haben, auf Jahresbasis gerechnet eine ähnliche
Größenordnung wie im Vorjahr. Allerdings dürfte der damit
verbundene durchschnittliche Arbeitsausfall – aufgrund einer
zeitweilig verbesserten Auftragslage – nur etwa halb so groß
gewesen sein wie 1994. Auf den Durchschnitt aller Arbeit-
nehmer gesehen, führte dies schätzungsweise zu einer Ver-
kürzung der tariflichen Jahresarbeitszeit um 11/2 Stunden, ge-
genüber – 21/2 Stunden im Jahr 1994. Im Vorjahresvergleich
erhöhte sich so die durchschnittliche effektive Jahresarbeits-
zeit um 0,1%-Punkte.

In die gleiche Richtung wirkte auch der Rückgang bei der
Kurzarbeit, deren Volumen sich gegenüber 1994 nahezu hal-
bierte (Effekt für die Jahresarbeitszeit + 0,2 %). Vergleicht
man die durch Kurzarbeit und akzeptierte Teilzeitarbeit aus-
gefallene Arbeit, zeigt sich die rasch gewachsene Bedeutung
der neuen Form befristeter Arbeitszeitverkürzung: 1995 dürf-
te mehr als ein Drittel des Ausfallvolumens, das insgesamt
aus Kurzarbeit und akzeptierter Teilzeitarbeit resultiert, über
akzeptierte Teilzeitarbeit bewerkstelligt worden sein. Freilich
darf bei den absoluten Größenordnungen der Stellenwert die-
ses Instruments für den gesamten Arbeitsmarkt nicht über-
schätzt werden.

Im Zusammenhang mit einer zeitweilig verbesserten Auf-
tragslage in Teilbereichen des Verarbeitenden Gewerbes und
bei teilweise drastisch reduzierten Personalständen in den Be-
trieben sowie aufgrund der noch guten Baukonjunktur nah-
men die Mehrarbeitsstunden im ersten Halbjahr erneut zu. So
lag der Wochendurchschnitt an Mehrarbeit für Arbeiter in der
Industrie (einschl. Hoch- und Tiefbau mit Handwerk) im
April 1995 bei 1,8 Stunden, gegenüber 1,5 Stunden ein Jahr
zuvor. Im Juli belief sich die Mehrarbeit ebenfalls auf
1,8 Wochenstunden (Vorjahr: 1,7). Im Oktober betrug sie wei-
terhin 1,8 Wochenstunden, unterschritt aber konjunkturbe-
dingt das Vorjahresniveau (1,9) leicht.

Schlechtes Wetter brachte für das Baugewerbe etwas mehr
Arbeitsausfall als im Vorjahr. Gesamtwirtschaftlich und auf
das Jahr 1995 gesehen, fiel dies ebenso wenig ins Gewicht
wie der Arbeitskampf in Teilen der bayerischen Metallindu-
strie. Dagegen machte sich ein Feiertag mehr schon deutli-
cher bemerkbar. Sein Arbeitszeiteffekt schlug mit – 0,4 %-
Punkten zu Buche. Einzelheiten sind den Tabellen 5a und 6a
zu entnehmen.

Bei der beschriebenen Entwicklung von BIP (+ 11/2 %), Er-
werbstätigkeit (gut - 1/2 %) und Arbeitszeit (– 1 %) errechnet
sich eine Zunahme der Arbeitsproduktivität je Erwerbstäti-
genstunde um 31/2 % – angesichts einer nicht verbesserten Ka-
pazitätsauslastung ein bemerkenswert starker Anstieg. Zu ei-
nem Teil ist dies schlicht Reflex des anhaltenden Personalab-
baus. Außerdem setzten Wirtschaft und öffentliche Verwal-
tung ihre Rationalisierungsanstrengungen auf breiter Front
fort. Anlaß dazu bestand allemal, denn der Kostendruck wur-
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de – nach nur kurzer Unterbrechung – in vielen Bereichen
wieder stärker. Außerdem blieb die Einstellungsbereitschaft
selbst bei expandierenden Betrieben – nicht zuletzt wegen der
gewachsenen Unsicherheit über die wirtschaftliche Entwick-
lung – gedämpft. Auch dies wirkte in Richtung Produkti-
vitätsanstieg.

1.1.2 Das Angebot an Arbeitskräften 1995 in den alten
Bundesländern

Das Arbeitsangebot ist auch 1995 – entgegen unseren Erwar-
tungen vor einem Jahr – immer noch gewachsen. Spitz ge-
rechnet (vgl. Tabelle 2a) resultiert dieses Ergebnis aus fol-
genden Bestimmungsgrößen des Erwerbspersonenpotentials:

– demographischer Einfluß – 220 000 Personen,
– Erwerbsbeteiligung (Verhaltenskomponente) + 90 000 Per-

sonen,
– Wanderungsbewegung + 170 000 Personen,
– Pendlerbewegung + 20 000 Personen.

Die Einschätzung der Binneneffekte – Demographie, Er-
werbsbeteiligung – halten wir für ziemlich zuverlässig, zumal
es sich im Zeitablauf um recht stabile Phänomene handelt.
Schwieriger sind die Arbeitsmarktbeziehungen zum Ausland
zu beziffern. Dabei spielt eine Rolle, daß die vollständige
Wanderungsstatistik zeitlich nachhinkt. Wir haben die Er-
gebnisse, die bis einschließlich erstes Halbjahr 1995 reichen,
fortgeschrieben, soweit nicht aktuelle Zahlen vorliegen (was
nur für Spätaussiedler und Asylbewerber der Fall ist).

Rückblickend gilt für 1995: Die Binneneffekte dürften sich
etwa so entwickelt haben, wie vor einem Jahr von uns pro-
gnostiziert. Der auf Abnahme des Potentials wirkende demo-
graphische Faktor wurde nur noch knapp zur Hälfte durch die
steigende Erwerbsbeteiligung kompensiert. Beide Kompo-
nenten zusammengenommen bedeuten eine Verringerung des
Potentials um gut 0,1 Mio Personen. Dieser dämpfende Ein-
fluß wurde durch die Außenbeziehungen erneut mehr als aus-
geglichen. Denn Wanderungssaldo und Veränderungen bei
der Pendlerbewegung dürften das Arbeitsangebot um knapp
0,2 Mio Personen erhöht haben. Vor einem Jahr hatten wir in
unserer Prognose diesen Effekt nur halb so groß veranschlagt.
Im einzelnen stehen hinter der tatsächlich eingetretenen Ent-
wicklung die folgenden Komponenten.

Die Zuzüge von Spätaussiedlern erreichten 1995 mit 218 000
Personen knapp das Niveau des Vorjahres (Zuweisungen in
die westlichen Bundesländer 162 000 = 75 %) und lagen da-
mit im Rahmen des gesetzlich geregelten Zuwanderungskon-
tingents. Für das Arbeitsangebot in den alten Bundesländern
resultierte daraus ein Zunahme im Jahresdurchschnitt um
90 000 Personen.

Auch die Zahl der Asylbewerber hielt sich in der Größenord-
nung des Vorjahres. Sie erreichte für Deutschland insgesamt
die Summe von 128 000 Personen. Eine wesentliche Ursache
für den Zustrom von Asylbewerbern waren auch 1995 die
kriegerischen Auseinandersetzungen im ehemaligen Jugosla-
wien.

Ein grundsätzliches Zutrittsrecht zum Arbeitsmarkt erlangen
Asylbewerber, wenn sie zur Durchführung ihres Asylverfah-
rens ein Aufenthaltsrecht erhalten haben. Damit werden sie
Bestandteil des Erwerbspersonenpotentials. Erwerbstätig
können sie allerdings erst werden, wenn sie eine Arbeitser-
laubnis erhalten haben, deren Erteilung von der Lage und Ent-
wicklung des Arbeitsmarktes abhängt, insbesondere davon,
ob sich für die angebotene Beschäftigung nicht bevorrechtig-
te Bewerber finden (Deutsche, EU-Ausländer oder andere
Ausländer mit dauerhaftem Aufenthaltsstatus). Der Effekt der
Asylzuwanderung für das Erwerbspersonenpotential in den
alten Bundesländern betrug 1995 im Jahresdurchschnitt
50 000 Personen (1994: gut 70 000).

Durch die übrige Ausländerwanderung dürfte das Erwerbs-
personenpotential ebenfalls wieder etwas gestiegen sein.
Während sich 1994 die Effekte aus Zu- und Abwanderung
ausgeglichen hatten, ist für 1995 die Zunahme auf etwa
30 000 Personen zu veranschlagen.

Darüber hinaus wird das Arbeitsangebot durch Ein- und Aus-
pendler beeinflußt. Nach unserer Einschätzung brachten die
verschiedenen Pendlerströme – saldiert betrachtet – für das
inländische Erwerbspersonenpotential eine leichte Zunahme.

Die größte Einzelkomponente hierbei sind die Pendler aus
den neuen Bundesländern, deren Zahl seit 1992 auf dem Ni-
veau von gut 0,4 Mio Personen verharrt. Der Gegenstrom
wird ebenfalls annähernd konstant auf gut 0,1 Mio Personen
geschätzt. Diese Pendlerbeziehungen (die Beziehungen zwi-
schen West- und Ost-Berlin eingeschlossen) haben sich of-
fenbar zur Normalität verflochtener Wirtschaftsräume ent-
wickelt, die auch gegenüber konjunkturellen Veränderungen
robust sind.2

Weiterhin rückläufig war die Zahl der Auspendler in das Aus-
land, hauptsächlich infolge abnehmender Beschäftigung bei
den Stationierungsstreitkräften, die 1995 weitere Standorte
auflösten. (In der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wer-
den diese Zivilbeschäftigten als Auspendler gezählt). Alles in
allem gab es 1995 etwa 90 000 Auspendler, knapp die Hälf-
te waren bei den Stationierungsstreitkräften beschäftigt, die
anderen hauptsächlich in Frankreich und der Schweiz.3

Den Auspendlern stehen Einpendler aus dem Ausland4 ge-
genüber, deren Zahl 1995 schätzungsweise um 10 000 auf
115 000 Personen zunahm. Davon kamen etwa 50 % aus
Frankreich, 20 % aus den Niederlanden und 10 % aus Öster-
reich.

Während für Bürger aus EU-Staaten Freizügigkeit besteht,
benötigen Personen aus Tschechien und Polen eine Arbeits-
erlaubnis, wenn sie als Grenzgänger oder als Saisonbeschäf-
tigte in Deutschland arbeiten wollen. 1995 wurden 3 400 Ar-
beitserlaubnisse für Grenzgänger erteilt, 5 % weniger als
1994.

Auch Saisonarbeiter werden den Einpendlern zugeordnet.
1995 haben annähernd 175 000 Arbeitnehmer aus Ländern
Mittel- und Osteuropas – gemessen an der Zahl der Arbeits-
vermittlungen – im Laufe des Jahres vorübergehend in West-
deutschland gearbeitet. Bei einer geschätzten durch-
schnittlichen Beschäftigungsdauer von zwei Monaten ent-
spricht dies auf Jahresbasis einem Volumen von 29 000 Ar-
beitskräften (1994: 22 000). Zu über 90 % werden dabei
Tätigkeiten in der Landwirtschaft, daneben solche im Hotel-
und Gaststättenbereich wahrgenommen.

Indirekt wird das Arbeitsangebot des weiteren durch auslän-
dische Werkvertragsarbeitnehmer beeinflußt, deren Beschäf-
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tigung insbesondere in der Bauwirtschaft von einigem Ge-
wicht ist. Das Arbeitsvolumen dieser Erwerbstätigen wird
seinem Produktionswert nach in der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung als Dienstleistungsimport ausgewiesen und
bleibt insofern in unserer Arbeitsmarktbilanz unberücksich-
tigt. Freilich wirkt dieses Arbeitsvolumen auf den deutschen
Arbeitsmarkt, weil es Menge und Struktur der Arbeitsmög-
lichkeiten für inländische Arbeitsuchende beeinflußt. Die
auch 1995 heftig geführte Diskussion über die Werkvertrags-
arbeit ausländischer Firmen belegt diesen Zusammenhang.

Die Bundesregierung hat 10 bilateriale Vereinbarungen über
die Beschäftigung von ausländischen Arbeitnehmern auf der
Grundlage von Werkverträgen abgeschlossen. Die Vereinba-
rungen enthalten jährliche Beschäftigungskontingente, die
nicht überschritten werden dürfen. Jahresdurchschnittlich ge-
rechnet war der Kontingentrahmen 1995 auf 56 000 Arbeit-
nehmer ausgelegt.

Damit haben sich die Kontingente, die 1992 fast 100 000 Ar-
beitnehmer erreichten, infolge jährlicher Anpassungen an die
Arbeitsmarktlage nahezu halbiert. 1995 waren im Durch-
schnitt 49 400 Werkvertragsarbeitnehmer in Deutschland be-
schäftigt, 8 200 mehr als im Jahre 1994. Der Anteil des Bau-
hauptgewerbes betrug dabei 55 %. Weitere Tätigkeitsfelder
der Werkvertragsarbeit waren die Industrie (Stahl- und Leicht-
metallbau, Maschinenbau u.a.) und bauverwandte Bereiche
(einschl. Isolierer und Restauratoren).

Zu dieser regulierten Werkvertragsarbeit kommt die Mög-
lichkeit für Unternehmen aus EU-Mitgliedsländern, ebenfalls
über Werkverträge mit deutschen Firmen ausländische Ar-
beitnehmer zu beschäftigen. Wie die Position „Bauleistun-
gen/Montagen/Ausbesserungen“ der Dienstleistungsbilanz5

zeigt, hat dieser Import in den letzten Jahren sprunghaft zu-
genommen. In Erwerbstätige lassen sich die wertmäßigen Da-
ten allerdings nicht umrechnen. Nach Schätzungen des
Hauptverbands der Deutschen Bauindustrie arbeiteten 1995
etwa 160 000  Bauarbeiter aus EU-Ländern auf deutschen
Baustellen6.

1.1.3 Die Arbeitsmarktbilanz 1995 in den alten Bundeslän-
dern

Während sich die Arbeitsnachfrage (Erwerbstätigkeit) 1995
um 0,2 Mio auf knapp 28,5 Mio Personen verringerte, nahm
das Arbeitsangebot um knapp 0,1 Mio auf 33,2 Mio Personen
zu.

Der nichtbeschäftigte Teil des Erwerbspersonenpotentials
stieg also 1995 weiter an, insgesamt um 250 000 Personen.
Bei der registrierten Arbeitslosigkeit machte sich die Ver-
schlechterung nur geringfügig bemerkbar. Die Zahl der Ar-
beitslosen betrug im Jahresdurchschnitt rd. 2,56 Mio Perso-
nen, knapp 10 000 mehr als 1994. Die Zunahme ging fast voll-
ständig auf das Konto der Stillen Reserve, die sich um etwa
0,25 Mio auf 2,15 Mio Personen erhöhte.

Die Stille Reserve setzt sich aus unterschiedlichen Personen-
gruppen zusammen, die sich nicht alle einzeln statistisch er-
fassen lassen. Ihr gemeinsames Merkmal besteht darin, daß
sie nicht als Arbeitslose gemeldet sind und auch nicht er-
werbstätig sind, und zum Teil aktuell, zum anderen Teil zu
günstigen Marktbedingungen an einer Arbeitsaufnahme in-
teressiert wären.

Die Stille Reserve läßt sich in einen Personenkreis, der nicht
arbeitslos gemeldet ist, aber unter den gegebenen oder gün-
stigeren Bedingungen arbeiten möchte (Stille Reserve i.e.S.),
und einen weiteren, der über verschiedene Maßnahmen mit
dem Arbeitsamt schon oder noch im Kontakt steht, aber eben-
falls nicht arbeitslos gemeldet ist (Stille Reserve i.w.S.), auf-
teilen. Der letztgenannte Kreis ist statistisch präzise erfaßt,
der erste errechnet sich dann als Restgröße bei gegebenen an-
deren Daten von Arbeitsangebot, Arbeitsnachfrage (Erwerbs-
tätigkeit) und registrierter Arbeitslosigkeit.

Zur Stillen Reserve im engeren Sinn gehören Männer und ins-
besondere Frauen, die gegenwärtig im Status „privater Haus-
halt“ verharren, ohne anderwärts statistisch erfaßt zu sein. Bei
Ausländern, die nicht aus EU-Staaten stammen, kommt hin-
zu, daß sie nur unter eingeschränkten Bedingungen als Ar-
beitslose registriert werden.

Weiter rechnen zur Stillen Reserve i.e.S. Personen, die sich
wegen der aktuell begrenzten Aufnahmefähigkeit des Ar-
beitsmarktes in Warteschleifen im Bildungswesen, insbeson-
dere an Hochschulen, befinden. Auch ein Teil der verlänger-
ten Studienzeiten geht – nach dem Konzept zur Erfassung des
Erwerbspersonenpotentials – darauf zurück.7

Zur Stillen Reserve im weiteren Sinn werden die folgenden
Personengruppen, die sich auch statistisch präzise nachwei-
sen lassen, gerechnet:

– Personen, die sich in AFG-geförderter beruflicher Voll-
zeit-Weiterbildung und in Sprachlehrgängen (Deutsch für
Aussiedler, Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge) be-
finden.

– Ältere Bezieher von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
hilfe, soweit sie der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Ver-
fügung stehen, und die deshalb nicht mehr als Arbeitslose ge-
zählt werden (§ 105c AFG) sowie Empfänger von Vorruhe-
standsleistungen. Entscheidend für ihre Zuordnung ist, daß
diese Personen unter günstigen Bedingungen am Arbeits-
markt beschäftigt wären oder eine Beschäftigung anstrebten.
Irrelevant ist dagegen, daß sie unter der gegenwärtigen
schwierigen Arbeitsmarktlage die Hoffnung auf einen Ar-
beitsplatz mehr oder weniger aufgegeben haben.

– Bezieher von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, die
während einer Erkrankung, soweit diese dem Arbeitsamt ge-
meldet wird, nicht im Arbeitslosenbestand geführt werden
(§ 105b AFG). Diese Zuordnung mag nicht ganz zufrieden-
stellen, da Kranke dem Arbeitsmarkt vorübergehend nicht zur
Verfügung stehen. Aber diese konzeptionelle Abgrenzungs-
schwäche betrifft auch alle Erwerbsstatistiken: Denn jeder ar-
beitsunfähig erkrankte Erwerbstätige wird analog gleichwohl
als Erwerbstätiger gezählt.

– Personen, die Arbeitslosengeld oder -hilfe bei nicht nur
vorübergehender Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit beziehen
und baldmöglichst einen Antrag auf Erwerbs- und Berufsun-
fähigkeitsrente stellen müssen (§ 105a AFG).

Mit diesen Ausführungen sollte erneut verdeutlicht werden,
daß die Stille Reserve unverzichtbarer Bestandteil vollstän-
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diger Arbeitsmarktanalysen ist. Dabei wird eingeräumt, daß
man über die (vollständige) Einbeziehung der einen oder an-
deren Personengruppe in die Stille Reserve i.w.S. streiten
kann.

Die Stille Reserve i.e.S. erhöhte sich 1995 um 0,2 Mio auf
1,6 Mio Personen. Dabei entfiel der größere Teil der Zunah-
me auf ausländische Arbeitskräfte. Bei der Stillen Reserve
i.w.S. war eine Zunahme um 30 000 auf 550 000 Personen zu
verzeichnen, insbesondere weil arbeitsmarkt- und sozialpoli-
tische Maßnahmen nach dem AFG verstärkt in Anspruch ge-
nommen wurden.

1.2 Neue Bundesländer 1995

Auch in diesem Teil Deutschlands fiel das Wachstum
schwächer aus als allgemein erwartet. Nach neuen Berech-
nungen des Statistischen Bundesamtes erhöhte sich das BIP
um 51/2 %, nach + 81/2 % im Jahr 1994. Dennoch hat der
Wachstumsprozeß weiter an Breite gewonnen, und auch das
Verarbeitende Gewerbe trug stärker dazu bei. Gleichwohl
bleibt die industrielle Basis vorerst schmal. Zur Wertschöp-
fung in den neuen Bundesländern steuerte das Verarbeitende
Gewerbe (einschließlich Bergbau und Energie) zuletzt nur
19 % bei (alte Bundesländer: 28 %).8 Auch deshalb kann die
Wirtschaft nur relativ wenig Exportnachfrage auf sich ziehen,
was für Wachstum und Beschäftigung so wichtig wäre.

Damit im Zusammenhang, freilich auch aus anderen Grün-
den, blieb das Verhältnis von inländischer Nachfrage zu in-
ländischer Produktion sehr unausgewogen. Der Wert aller in
den neuen Bundesländern verbrauchten und investierten Wa-
ren und Dienste („letzte inländische Verwendung“) dürfte
auch 1995 um annähernd 80 % über die inländische Produk-
tion hinausgegangen sein. Mit anderen Worten: Nur etwa
60 % der gesamten Nachfrage in den neuen Bundesländern
werden dort auch produktionswirksam. Hier liegt nach wie
vor ein ausgesprochener Schwachpunkt für Wachstum und
Beschäftigung.

Weit überproportional trägt inzwischen die Bauwirtschaft zur
Wertschöpfung bei: Während sich der Anteil der Bauproduk-
tion in den alten Bundesländern auf 5 % beläuft, erreicht er
in den neuen 17 %. Handel und Verkehr vereinigen auf sich
14 %, ähnlich wie in den westlichen Ländern. Dagegen blei-
ben die unternehmens- und haushaltsbezogenen Dienstlei-
stungen mit 24 % weit hinter dem Gewicht in den alten Bun-
desländern zurück (35 %). Auffallend ist, daß sich der Anteil
dieser Dienstleistungen im Osten seit 1992 kaum erhöht hat.
Dies stützt die These, wonach unternehmensbezogene Dien-
ste bis zu einem gewissen Grad in ihrer Entwicklungsfähig-
keit von der Produktion des Verarbeitenden Gewerbes im
Umfeld abhängen. Gerade unter arbeitsmarktlichem Aspekt
ist die Abhängigkeit dieser Dienstleistungen vom sekundären
Sektor bedeutsam.

Staat und Organisationen ohne Erwerbszweck zusammen er-
brachten 1995 im Osten knapp 20 % der Wertschöpfung. Vor
allem im Zusammenhang mit dem Personalabbau im öffent-
lichen Bereich hat sich dieser Anteil seit 1991 um über
5 %-Punkte verringert. Er liegt aber noch immer deutlich über
dem Wert in den westlichen Ländern (1995: 13 %).

Die Nachfrage nach Arbeitskräften 1995 in den neuen Bun-
desländern

Die Erwerbstätigkeit nahm 1995 weiter zu, wiewohl die Auf-
wärtstendenz nicht mehr so ausgeprägt war wie 1994. Im
zweiten Halbjahr ließ der Schwung merklich nach, auf das
Jahresende zu ging er in Stagnation über.

Von Einfluß auf den Verlauf war der unterschiedliche Einsatz
von Beschäftigungschaffenden Maßnahmen: Während diese
in den ersten Monaten des Jahres noch merklich ausgedehnt
werden konnten, wurden sie auf das Jahresende zu deutlich
zurückgefahren. Aber auch wenn man die Beschäftigungs-
entwicklung davon „bereinigt“, hat die Expansion der Er-
werbstätigkeit stark nachgelassen. Im Jahresmittel 1995  be-
trug sie 6,4 Mio Personen und übertraf damit den entspre-
chenden Vorjahresstand um 0,1 Mio. Ein rechnerischer Über-
hang aus dem Jahr 1994 und die noch positive Entwicklung
bis in den Sommer hinein trugen gleichermaßen dazu bei. Mit
Blick auf die Projektion für 1996 ist der gebremste Verlauf al-
lerdings wichtiger als das vergleichsweise günstige Bild bei
jahresdurchschnittlicher Betrachtung.

Die folgende Darstellung der Entwicklung nach Wirtschafts-
abteilungen dient vor allem der Suche nach Hinweisen auf
mögliche Tendenzen im Jahr 1996.

Triebfeder für den Beschäftigungsaufbau im abgelaufenen
Jahr war die Bauwirtschaft, maßgebend wegen der günstigen
Entwicklung der Bauinvestitionen, die um 10 % zunahmen.
So stieg allein die Zahl der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigten im Bauhaupt- und Baunebengewerbe im Jah-
resdurchschnitt um 70 000. Die Bedeutung der Bautätigkeit
für den Arbeitsmarkt wird damit nur unvollständig beschrie-
ben. Vorgelagerte, nebengelagerte und nachgelagerte Akti-
vitäten im Zusammenhang mit Bauinvestitionen strahlen er-
heblich auf andere Bereiche aus. Beispielhaft seien die Bau-
stoffindustrie, das Transportgewerbe sowie Planungs- und
Architekturbüros genannt. Der mit den Bauinvestitionen ver-
bundene gesamtwirtschaftliche Beschäftigungseffekt ist also
weit größer zu veranschlagen als die im Baugewerbe beob-
achtete Beschäftigungszunahme.

Der andere Expansionsbereich waren die unternehmens- und
haushaltsbezogenen Dienstleistungen. Dazu rechnen u. a. Ho-
tels und Gaststätten, der medizinische Bereich, die breite Pa-
lette von Beratungs- und Serviceunternehmen sowie das Rei-
nigungsgewerbe. Insgesamt dürfte in dieser Wirtschaftsab-
teilung die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im
Jahresdurchschnitt 1995 um etwa 70 000 Personen gestiegen
sein.

Darüber hinaus scheint es im Handel insgesamt – im zweiten
Jahr hintereinander – zu einem leichten Beschäftigungsauf-
bau gekommen zu sein. Dagegen stagnierte die Erwerbs-
tätigkeit im Bank- und Versicherungsbereich. Das Verkehrs-
und Nachrichtenwesen verzeichnete weiterhin einen geringen
Beschäftigungsrückgang. Bei den Gebietskörperschaften und
Sozialversicherungen setzte sich der Personalabbau fort. Der
Kreis der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten ver-
ringerte sich hier im Jahresmittel um 60 000 Personen. Aller-
dings wird damit die Abnahme des gesamten Personalbe-
stands im öffentlichen Sektor etwas überzeichnet, denn zu-
gleich gab es durch weitere Verbeamtungen eine gewisse Ge-
genentwicklung.

Bei den Organisationen ohne Erwerbszweck kam die Expan-
sion der vergangenen Jahre zum Stillstand. Zum Anstieg von
1992 bis 1994 hatten u. a. Auslagerungen aus dem staatlichen
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Bereich sowie Beschäftigungschaffende Maßnahmen beige-
tragen.

Im Warenproduzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe) blieb
es 1995 trotz beachtlicher Steigerung der Wertschöpfung bei
einem leichten Rückgang der Erwerbstätigkeit. Dabei war die
Entwicklung nach Betriebsgrößenklassen weiterhin unter-
schiedlich. So weist die Bereichsstatistik des Statistischen
Bundesamtes, die ausschließlich Betriebe ab 20 Beschäftig-
ten erfaßt, im Jahresdurchschnitt 1995 noch einen Rückgang
um 40 000 oder 6 % aus, während die Datei der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten, die alle Betriebe berück-
sichtigt, nur eine Abnahme um etwa 20 000 Personen oder
2 % signalisiert. Nach wie vor ist also die Entwicklung bei
den kleineren Betrieben günstiger als bei den größeren.

1.2.2 Das Angebot an Arbeitskräften 1995 in den neuen
Bundesländern

Der Rückgang des Arbeitsangebots hielt 1995 an. Wir veran-
schlagen ihn auf knapp 150 000 Personen, und damit etwas
geringer als 1994. Hatten nach der deutschen Vereinigung
zunächst Wegzüge und ein anschwellender Pendlerstrom das
Erwerbspersonenpotential stark reduziert, verändern mittler-
weile beide Komponenten das Potential nicht mehr nennens-
wert. Entlastend wirkte, wie schon zuletzt, maßgebend die
rückläufige Erwerbsbeteiligung.

Die Frage, wie der gesellschaftliche Transformationsprozeß
auf die Erwerbsneigung der Bevölkerung wirkt, wird seit län-
gerem intensiv diskutiert. Wir haben diese Entwicklung an-
hand des Mikrozensus, des Arbeitsmarkt-Monitors sowie an-
derer Erhebungen erneut analysiert und sind zu folgendem
Schluß gekommen: Ein Verzicht auf den Wunsch nach Er-
werbstätigkeit ist beim Gros der erwerbsfähigen Personen
auch unter den ungünstigen Beschäftigungsaussichten nach
wie vor nicht zu beobachten.9 Vieles spricht dafür, daß sich
der Angleichungsprozeß an die Verhaltensweisen in den al-
ten Bundesländern nur ganz allmählich vollzieht.10 Auch Un-
tersuchungen speziell zu den Erwerbswünschen von Jugend-
lichen weisen auf eine anhaltend hohe Erwerbsneigung hin,
und zwar bei männlichen und weiblichen Jugendlichen glei-
chermaßen.11

Obwohl wir bei unserer Angebotsprognose vor einem Jahr
den Rückgang der Erwerbsneigung schon eher zurückhaltend
eingeschätzt hatten, waren wir noch nicht vorsichtig genug.
Wir hatten damals die aus der Verhaltenskomponente resul-
tierende Abnahme auf 200 000 Personen veranschlagt, im
Licht neuerer empirischer Befunde erscheint nur noch eine
Reduktion um 150 000 Personen plausibel. 

Auch die Entwicklung der verschiedenen Konten im Rahmen
der Arbeitsmarktbilanz legt eine ähnliche Einschätzung nahe.
Hätten sich unsere Annahmen über die Entwicklung der Er-
werbsbeteiligung realisiert, dann hätte sich bei der prognosti-
zierten und auch eingetretenen Beschäftigungsentwicklung

die Arbeitslosigkeit tendenziell günstiger entwickeln müssen
als tatsächlich geschehen. Diese Feststellung wird noch da-
durch bekräftigt, daß mehr Arbeitsangebot über berufliche
Weiterbildung, Vorruhestand und Regelungen nach § 105
AFG aufgefangen wurde als in unserer Prognose angesetzt
war, der Größenordnung nach zusätzlich 50 000 Personen.
Auch diese größere „Bindung“ von Arbeitsangebot hätte in
Richtung weniger Arbeitslosigkeit gewirkt – aber immer un-
ter der Bedingung, daß das Arbeitsangebot auch um 200 000
Personen zurückgeht. Beide Überlegungen sind Hinweise
darauf, daß mehr Arbeitsangebot „am Markt“ geblieben ist
als ursprünglich angenommen.

Insgesamt veranschlagen wir jetzt die aus der Verhaltens-
komponente resultierende Abnahme des Erwerbspersonen-
potentials für 1995 auf, wie gesagt, 150 000 Personen, was ei-
ner Verringerung der Erwerbspersonenpotentialquote um
11/2 %-Punkten entspricht (Prognose 1995: – 2 %-Punkte).
Dazu trug eine wachsende Bildungsbeteiligung (außerhalb
der AFG-geförderten Maßnahmen) der jüngeren Altersgrup-
pen bei, also im wesentlichen längerer Besuch allgemeinbil-
dender Schulen und eine größere Studierneigung. Darüber
hinaus wirkt eine sinkende Erwerbsneigung bei den älteren
Jahrgängen und bei verheirateten jüngeren Frauen in diese
Richtung.

Hinzu kommen noch reduzierende Wirkungen aus den Ver-
änderungen der Bevölkerungszahl und ihrer Altersstruktur in
einer Größenordnung um 20 000 Personen.12 Aus den Wan-
derungsbeziehungen zwischen den alten und den neuen Bun-
desländern resultierten 1995 nur noch wenig dämpfende Ef-
fekte für das Arbeitsangebot. Sie wurden durch Zuwande-
rungen aus dem Ausland, insbesondere von Spätaussiedlern
und Asylbewerbern, leicht überkompensiert. Bei den Pend-
lerbewegungen dürfte es kaum Veränderungen gegeben ha-
ben, so daß das Potential dadurch kaum beeinflußt wurde.

1.2.3 Die Arbeitsmarktbilanz 1995 in den neuen Bundes-
ländern

Bei einem Arbeitsangebot von 8,4 Mio Personen und einer
Arbeitsnachfrage von 6,4 Mio Personen ergibt sich ein nicht-
beschäftigter Teil des Erwerbstätigenpotentials von 2 Mio
Personen, etwa eine Viertel Million weniger als 1994. Von
dieser Abnahme entfielen auf die registrierte Arbeitslosigkeit
knapp 100.000 Personen, die damit im Jahresdurchschnitt
1,05 Mio betrug, und 150 000 auf die Stille Reserve, die reich-
lich 0,9 Mio Personen ausmachte.

Zur besseren Transparenz unterscheiden wir zwischen Stiller
Reserve im engeren und Stiller Reserve im weiteren Sinn. Bei
der zweiten ergab sich ein Rückgang um etwa 260 000 auf
670 000 Personen. Damit hielt sich die Abnahme in engeren
Grenzen – und zwar um etwa 50 000 – als von uns vorausge-
schätzt. Maßgebend für diese Abweichung waren ein langsa-
merer Rückgang bei den Personen in Vorruhestandsregelun-
gen und mehr Teilnehmer in berufliche Weiterbildung.

Die Stille Reserve i.e.S. errechnet sich dann als Residualgröße
spitz auf 266 000 Personen, gut 100 000 mehr als ein Jahr zu-
vor. In unsere damalige Rechnung war eine größerer Anstieg,
um 150 000, eingestellt. Maßgebend dafür war die Annahme
eines stärkeren Übergangs aus registrierter Arbeitslosigkeit,
vor allem im Zusammenhang mit ausgeschöpften Leistungs-
ansprüchen. Tatsächlich aber hat sich dieser Prozeß nicht be-
schleunigt, sondern verlangsamt. Daraus ziehen wir auch
Konsequenzen für die Vorausrechnung des Jahres 1996.
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2 Die Perspektiven 1996

Die Erwartungen für das Wirtschaftswachstum im Jahr 1996
wurden während der letzten Monate zurückgenommen. We-
sentlich dafür ist die gedämpfte Entwicklung seit Herbst ver-
gangenen Jahres. Die meisten Prognosen sehen darin aber nur
eine vorübergehende Abschwächung, die im Verlauf des Jah-
res 1996 überwunden werden kann.

Dafür sprechen die konjunkturellen Rahmendaten. So werden
die Aussichten für die Weltwirtschaft insgesamt günstig ein-
geschätzt. Allgemein rechnet man mit einer Zunahme der Pro-
duktion weltweit um 4 bis 6 %, ähnlich wie 1995.13 Das
Wachstum des Waren- und Dienstleistungshandels wird we-
gen der fortschreitenden internationalen Arbeitsteilung noch
darüber hinausgehen. Allerdings wird Westeuropa – und da-
mit Deutschland – von der Expansion wohl nur unterdurch-
schnittlich profitieren. Immerhin sprechen die nach dem
IFO-Konjunkturtest14 besseren Exporterwartungen dafür, daß
auch die deutsche Ausfuhr 1996 wieder deutlich zunimmt, zu-
mal eher mit Abwertungs- als mit Aufwertungstendenzen der
Mark gerechnet wird. Hinzu kommt binnenwirtschaftlich
eine Steuerentlastung der privaten Haushalte, die Hoffnungen
für den privaten Verbrauch macht. Außerdem gibt es auf den
deutschen Waren- und Dienstleistungsmärkten derzeit keine
Verspannungen. Und nicht zuletzt: Das Zinsniveau in
Deutschland ist – im internationalen Vergleich – gegenwärtig
relativ niedrig.

Dennoch bestehen Unsicherheiten. Auf der einen Seite spre-
chen zwar die konjunkturellen Rahmenbedingungen dafür,
daß sich die Auftriebskräfte früher oder später im Jahr 1996
erneut durchsetzen. Dem stehen andererseits aber weiterhin
erhebliche strukturelle Probleme am Standort Deutschland
gegenüber, die nur langsam abgebaut werden (können).

Unstrittig ist: Die deutsche Wirtschaft ist in den letzten Jah-
ren produktiver geworden und hat so ihre Angebotsbedin-
gungen verbessert. Der Kapitaleinsatz wurde verstärkt, Pro-
duktionsabläufe wurden rationalisiert und neue Formen der
Arbeitsorganisation eingeführt. Nicht so einhellig ist das Ur-
teil hinsichtlich der Produktinnovation. Die einen Untersu-
chungen belegen intensive Bemühungen und Fortschritte15,
andere äußern sich dazu eher skeptisch.16 Wie dem auch sei:
Ob alles schon ausreicht, um mehr Schwung in Produktion
und Beschäftigung zu bringen, ist angesichts der fortschrei-
tenden Globalisierung der Märkte und immer mehr interna-
tionaler Wettbewerber offen, zumal sich der Kostendruck
wieder verstärkt hat und Unsicherheit darüber besteht, ob es
bald zu den dringend erforderlichen Kostenentlastungen
kommt.

Unsicherheiten bestehen auch darüber, wie die näherrücken-
de Europäische Währungsunion wirkt. Die Maastricht-Krite-
rien, die über die Teilnahme an der gemeinsamen Euro-Wäh-
rung entscheiden, fördern den auch unabhängig von diesem

Vorhaben notwendigen Zwang zur Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte in vielen Ländern. Dies ist ein wichtiger
Schritt in Richtung verbesserte Bedingungen für privates In-
vestieren, für mehr Wachstum und Erwerbstätigkeit. Ob die-
se indes rasch zum Tragen kommen, ist nicht sicher. Es kann
durchaus sein, daß die aus den gleichgerichteten Konsolidie-
rungsbemühungen resultierenden konjunkturdämpfenden
Einflüsse zunächst einmal das Übergewicht haben, sich mög-
licherweise sogar gegenseitig verstärken.

Es sind nicht zuletzt diese vielfältigen, zu einem erheblichen
Teil gegenläufig wirkenden Faktoren, die zu sehr unter-
schiedlichen Prognosen über die wirtschaftliche Entwicklung
führen. Das IAB legt seinen Vorausrechnungen zum Arbeits-
markt auch diesmal Varianten über die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung zugrunde. Das IAB betrachtet dabei nach wie
vor die Entwicklung für West und Ost getrennt.

2.1 Alte Bundesländer 1996

Die wirtschaftlichen Aktivitäten waren in den ersten Mona-
ten des Jahres 1996 deutlich gedämpft. Dazu trug auch der
harte und lange Winter bei. Welchen Kurs die makroökono-
mischen Aggregate Verbrauch und Investition im Verlauf des
Jahres nehmen, läßt sich auch jetzt noch schwer abschätzen.
Viel Wahrscheinlichkeit hat ausschließlich eine gewisse Be-
lebung des Exports für sich. Wie schnell sie zum Tragen
kommt, und wie stark sie ausfällt, ist freilich unklar.

Angesichts dieser Unsicherheiten legt das IAB seinen Ar-
beitsmarktprojektionen eine größere Bandbreite der wirt-
schaftlichen Entwicklung zugrunde als im letzten Jahr. Die
untere Variante, ein unverändertes BIP, steht für Stagnation,
die mittlere Setzung (+ 3/4 %) und die obere (11/2 %) entspre-
chen einer wirtschaftlichen Erholung, früher oder später im
Jahresverlauf 1996. Untere und obere Variante verstehen wir
als Grenzen eines Korridors, innerhalb dessen die Entwick-
lung mit hoher Wahrscheinlichkeit verlaufen wird.

2.1.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften 1996 in den alten
Bundesländern

Über die Arbeitsnachfrage befindet – makroökonomisch ge-
sehen – das Zusammenspiel von Wachstum, Arbeitszeit- und
Produktivitätsentwicklung. Dabei ist immer im Auge zu be-
halten, daß diese Größen nicht unabhängig von einander sind.
Gleichwohl ist das Wirtschaftswachstum die bestimmende
Kraft, speziell auf die kurze Sicht eines Jahres. Die Re-
chenergebnisse für alle Varianten finden sich in der Tabelle 1.
Der folgende Text stellt im wesentlichen auf die mittlere Va-
riante eines Wachstums des BIP um 3/4 % ab.

Bei der Projektion der Arbeitszeit nehmen wir generell ins
Kalkül, daß es den Tarif- und Betriebsparteien gelingt, durch
innovative Arbeitszeitgestaltung zur Beschäftigungssiche-
rung beizutragen.

Die tarifliche Wochenarbeitszeit wird 1996 für etwa 0,8 Mio
Arbeitnehmer um ca. 1 Wochenstunde verkürzt (u.a. Holz-
verarbeitung in Bayern, Kfz-Gewerbe in Hessen, Papierver-
arbeitende Industrie, Private Entsorgungswirtschaft). Diese
Vereinbarungen bedeuten für die Gesamtarbeitszeit einen
Rückgang um 0,2 Prozentpunkte. Rechnerisch kommen Über-
hänge aus dem Vorjahr dazu, insbesondere die Metall- und
Elektroindustrie betreffend. Zusammen mit den vereinbarten
Arbeitszeitkorridoren, die 1996 bei der abzusehenden Auf-
tragslage tendenziell einen weiteren Rückgang der Wochen-
arbeitszeit im Saldo bedeuten werden, rechnen wir mit einem
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Effekt bezogen auf alle Arbeitnehmer im Durchschnitt von
– 0,5 %-Punkten.

Der in den letzten Jahren verstärkte Trend zur freiwilligen
Teilzeitarbeit dürfte anhalten. Dafür sprechen auch die viel-
fältigen Initiativen zur Forcierung dieser Beschäftigungs-
form. Wir stellen uns vor, daß die Teilzeitquote, also der An-
teil der Teilzeitbeschäftigten an allen abhängig Beschäftigten,
von 18,3 % im Vorjahr auf 19 % steigt. Dies bedeutet – be-
zogen auf alle Arbeitnehmer – einen Effekt für die Arbeits-
zeit von – 0,3 %-Punkten.

Wegen des schwachen Wachstums gehen wir davon aus, daß
die „akzeptierte“ Teilzeitarbeit zur Sicherung von Beschäfti-
gungsverhältnissen 1996 weiterhin eine gewisse Rolle spie-
len wird. So wurden entsprechende Rahmenregelungen 1995
verlängert und andere kamen hinzu. Ende Februar vereinbar-
ten die Tarifparteien für 1996 fünf Freischichten für den Stein-
kohlenbergbau. Mangels besserer Hypothesen haben wir eine
gleichgroße Personenzahl (0,5 Mio Arbeitnehmer) in unsere
Rechnung eingesetzt wie im Vorjahr. Wir gehen allerdings da-
von aus, daß der damit verbundene durchschnittliche Ar-
beitsausfall angesichts einer bei vielen Betrieben verschlech-
terten Auftragslage größer sein dürfte als 1995 (Effekt:
– 0,1 %-Punkte).

Kürzere Auftragsdecken, insbesondere in der Bauwirtschaft,
werden auch zu mehr Kurzarbeit führen. Ein Niveau der
Kurzarbeit wie Mitte der siebziger und Anfang der achtziger
Jahre bei vergleichbar schwachem Wachstum wird aber wohl
nicht erreicht. Dabei sind die gegenüber damals eingetretene
Verteuerung der Kurzarbeit (keine Erstattung der Sozialver-
sicherungsbeiträge durch die Bundesanstalt) einerseits und
die jetzt stärker praktizierten kostengünstigeren Formen der
Arbeitszeitflexibilisierung andererseits in Rechnung zu stel-
len. Für unsere mittlere Variante stellen wir uns knapp 1/4 Mio
Kurzarbeiter im Jahresdurchschnitt vor (Effekt: – 0,1 %-Punk-
te).

Zugleich rechnen wir wegen des mehr oder weniger ge-
dämpften Geschäftsgangs mit einer abnehmenden Zahl an
Mehrarbeitsstunden. Gezielte Bemühungen in den Betrieben
könnten unter bestimmten Bedingungen eine Entwicklung in
dieser Richtung forcieren. Die Chancen dafür sind unter-
schiedlich. Zum einen lassen sich Mehrarbeitsstunden in
größeren Betrieben tendenziell leichter vermeiden als in klei-
neren.17 Zum anderen beeinflussen die Ursachen für Mehrar-
beitsstunden den Grad ihrer Steuerung. Plötzlich notwendige
Reparaturarbeiten sind in diesem Zusammenhang anders zu
sehen als zusätzliche Auftragseingänge, soweit sie nicht von
heute auf morgen abgearbeitet werden müssen. So sind Mehr-
arbeitsstunden weder ein unabdingbarer Block noch eine be-
liebige Manövriermasse. Das IAB hält für das Jahr 1996 eine
Reduktion unter das Niveau des Rezessionsjahres 1993 bei
der unteren und der mittleren Variante der wirtschaftlichen
Entwicklung für möglich (Effekt: – 0,9 bzw. – 0,6 %-Punk-
te).

Besonders schwer fällt es, den Schlechtwettereffekt im Bau-
gewerbe zu beziffern. Zum geänderten Recht kommen ein
harter Winter und eine schwache Baukonjunktur. Statistische
Informationen, die jetzt weitgehend außerhalb der Bundes-
anstalt für Arbeit erhoben werden müssen, stehen (noch) nicht
zur Verfügung. Aber auch für den Teil des Arbeitsausfalls der
weiterhin von den Arbeitsämtern finanziert wird, liegen bis
jetzt keine Daten vor. Mangels Informationen und besserer
Hypothesen haben wir angenommen, daß der Schlechtwetter-
effekt im Durchschnitt aller Arbeitnehmer noch mit einer
Stunde im Jahr 1996 zu Buch schlägt. Das wäre etwa ein Drit-
tel des langjährigen Durchschnitts. Glücklicherweise fällt
diese Komponente im gesamten Rechenwerk nicht ins Ge-
wicht.

Insgesamt könnte so die durchschnittlich geleistete Arbeits-
zeit je Arbeitnehmer – bei der mittleren Variante – um knapp
11/2 % abnehmen. Bei den Selbständigen und Mithelfenden
rechnen wir mit keiner Veränderung. Die Arbeitszeitent-
wicklung für beide Personengruppen zusammengewichtet
– also die Rechnung je durchschnittlichen Erwerbstätigen –
ergibt dann einen Rückgang um 1 %.

Arbeitszeitverkürzungen wirken tendenziell in Richtung auf
eine Zunahme der Arbeitsproduktivität. Dies gilt gerade auch
dann, wenn die Betriebe durch flexible Arbeitszeiten elasti-
scher auf Nachfrageschwankungen reagieren können. Die
Spielräume dafür sind jetzt größer als früher und werden auch
zunehmend genutzt. Darüber hinaus fördern Kostendruck und
begrenzte Chancen für Preisüberwälzungen die Rationalisie-
rungsbemühungen. Auch die eher auf Zurückhaltung ge-
stimmten Personaldispositionen von Betrieben und Verwal-
tungen werden wiederum mit einem produktivitätserhöhen-
den Effekt verbunden sein. All dies legt nahe, daß die Ar-
beitsproduktivität auch 1996 merklich zunimmt. Neuere em-
pirische Untersuchungen deuten ebenfalls auf eine mittelfri-
stig wieder etwas beschleunigte Entwicklung der Arbeitspro-
duktivität hin.18

Aufgrund von Erfahrungswerten ist es aber unwahrschein-
lich, daß der Produktivitätsfortschritt auch im dritten Jahr
nacheinander über den Trend hinausgeht, jedenfalls bei mehr
oder weniger gedämpften wirtschaftlichen Aktivitäten. So
stellen wir uns für die untere und mittlere Variante vor, daß
das Produktionsergebnis je Erwerbstätigenstunde 1996 um
21/2 % gesteigert wird. Nur für den Fall eines stärkeren Wachs-
tums (obere Variante) rechnen wir mit einer stärkeren Zu-
nahme (+ knapp 3 %), weil dann auch die bessere Kapa-
zitätsauslastung produktivitätssteigernd zu Buch schlägt.

Kommt es zu einer Konstellation von + 3/4 % BIP, – 1 % Ar-
beitszeit und 21/2 % Zunahme der Arbeitsproduktivität je
Stunde, also zur mittleren Variante, würde die Erwerbstätig-
keit um 200 000 Personen oder gut 1/2 % abnehmen.

Branchenprojektionen deuten darauf hin, daß die Wertschöp-
fung im Verarbeitenden Gewerbe überdurchschnittlich zu-
nehmen könnte. Dennoch dürfte das Produktionswachstum
immer noch mit einem Abbau von Beschäftigung verbunden
sein, jedenfalls im Jahresdurchschnitt (– 0,1 Mio). In der Bau-
wirtschaft – Bauhaupt- und Baunebengewerbe zusammen –
wird sich der Beschäftigungsrückgang wegen der schwäche-
ren Baukonjunktur spürbar verstärken (– 0,1 Mio). Allein die
Dienstleistungen werden bei den Arbeitsplätzen zulegen.
Aber auch hier stehen Beschäftigungsgewinnen bei den einen
Beschäftigungsverluste bei anderen gegenüber, so daß sal-
diert nur eine bescheidene Zunahme übrig bleibt (+ 0,05 Mio).
Im primären Sektor setzt sich die leichte trendmäßige Ab-
nahme fort.
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17 Das IAB-Betriebspanel zeigt über alle drei bis jetzt gelaufenen Befra-
gungswellen, daß Mehrarbeitsstunden, gemessen am jeweiligen betriebli-
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in Deutschland. Beitrag zum OECD-Projekt „Flexible Enterprise“ für das
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie, Nürnberg 1996.

18 Vgl. Schnur, P., Verarbeitendes Gewerbe West: Unternehmen rechnen mit
weiterem Personalabbau, IAB-Kurzbericht Nr. 4/1995; Goldrian, G., Rup-
pert, W., Schnur, P., Beschäftigung und Arbeitsproduktivität im Verarbei-
tenden Gewerbe, IAB-Werkstattbericht Nr. 5/1995.



2.1.2 Das Angebot an Arbeitskräften 1996 in den alten
Bundesländern

Das Arbeitsangebot könnte 1996 immer noch leicht zuneh-
men, schätzungsweise um 40 000 Personen. Dabei sind die
Binneneffekte demographischer Faktor und Veränderung in
der Erwerbsbeteiligung sicherer zu kalkulieren und damit zu-
verlässiger als die Außeneffekte, die aus Wanderung und
Pendlerbewegung resultieren und die mehr auf Setzungen be-
ruhen.

Die Altersverschiebung in der deutschen Bevölkerung läßt
das Potential erneut deutlich – um 240 000 Personen – ab-
nehmen. Die trendmäßig steigende Erwerbsbeteiligung, vor
allem der Frauen, kompensiert die demographische Wirkung
nur noch zu gut einem Drittel (90 000). In einer Größenord-
nung von ebenfalls + 90 000 Erwerbspersonen liegen die Po-
tentialeffekte aus der Wanderung von Deutschen, wobei sich
Zuzüge aus den neuen Bundesländern und Wegzüge dorthin
ziemlich ausgleichen. Der Anstieg kommt ausschließlich
durch weitere Zuwanderung von Spätaussiedlern zustande.
Zusammengefaßt nimmt das Erwerbspersonenpotential der
deutschen Wohnbevölkerung um 75 000 Personen ab. Die
Pendlerbeziehungen zu den neuen Ländern dürften sich im
Saldo nur wenig ändern.

Für die Wanderung von Ausländern nehmen wir an, daß sich
1996 im näheren und ferneren Umfeld Deutschlands keine
neuen Krisenherde auftun, die zu unkalkulierbaren Flücht-
lingsbewegungen führen. Im Gegenteil wird unterstellt, daß
der Befriedungsprozeß in Südosteuropa vorankommt und da-
mit eine wesentliche Ursache für Asylzuwanderungen ent-
fällt. Tritt diese Annahme ein und kommt auch die vorgese-
hene Rückführung der Flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina
ab Mitte 1996 in Gang, so könnte man sowohl mit abneh-
menden Asylbewerberzahlen als auch mit leicht steigender
Abwanderung rechnen. Den reduzierenden Effekt beider
Komponenten für das Arbeitsangebot setzen wir – auf Jah-
resbasis gerechnet – mit 20 000 Personen an. Etwas geringer
könnte die Zahl der Saisonarbeiter werden, wenn es gelingt,
für diese Tätigkeiten zunehmend inländische Arbeitskräfte zu
gewinnen.

Alle Komponenten zusammengefaßt, würde dann das Er-
werbspersonenpotential der Ausländer – spitz gerechnet – um
115 000 Personen zunehmen, nach + 120 000 im Vorjahr. Nur
zu einem geringen Teil resultiert dieser Anstieg aus der de-
mographischen und der Verhaltens-Komponente, vielmehr
aus dem Wanderungssaldo.

2.1.3 Die Arbeitsmarktbilanz 1996 in den alten Bundeslän-
dern

Bei einer Abnahme der Arbeitsnachfrage um 200 000 Perso-
nen, wie sie sich aus der mittleren Variante ergibt, und einer
Zunahme des Arbeitsangebots um 40 000, würde der nicht-
beschäftigte Teil des Erwerbspersonenpotentials nochmals
um 240 000 Personen steigen (vgl. Tabelle 1).

Folgt man den Erfahrungswerten aus der Vergangenheit über
die Verteilung auf Arbeitslose und Stille Reserve, so kann mit
einem Anstieg der Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt um
115 000 Personen bei einer gleichzeitigen Erhöhung der Stil-
len Reserve um 120 000 Personen gerechnet werden. Die Zahl
der registrierten Arbeitslosen würde dann für das westliche
Bundesgebiet im Jahresmittel die Größenordnung von
2,68 Mio Personen erreichen. Im Falle stagnierender wirt-
schaftlicher Entwicklung (untere Variante) könnte die Ar-
beitslosenzahl um 185 000, im Falle eines Wachstums um
11/2 % (obere Variante) um 85 000 höher liegen als im Vor-
jahr.

2.2 Neue Bundesländer 1996

Die wirtschaftliche Entwicklung wird wohl auch 1996 in eher
ruhigen Bahnen verlaufen. Wir rechnen mit Varianten der
BIP-Zunahme von 3, 41/2 und 6 %. In diese Einschätzung geht
vor allem die Überlegung ein, daß es sich nach wie vor um
einen finanziell vielfältig gestützten und nicht um einen
selbsttragenden Aufschwung handelt. Daneben werden von
der Konjunktur in den alten Bundesländern nur mäßige Im-
pulse ausgehen. Hinzu kommt die vorerst schmale Exportba-
sis. So kann auch eine etwas anziehende Auslandsnachfrage
das Wachstum nur wenig fördern.19

Obwohl wir im Kontenschema der Arbeitsmarktbilanz formal
keinen Unterschied zu den alten Bundesländern mehr ma-
chen, gehen wir bei der Schätzung der Erwerbstätigen wei-
terhin einen anderen Weg als im Westen. Wir berücksichtigen
zwar zunehmend gesamtwirtschaftliche Aggregate und
Kennziffern, stützen uns aber vor allem auf Kräftebedarfser-
hebungen und auf plausible Fortschreibungen der Beschäfti-
gungstendenzen nach Wirtschaftsabteilungen. Darüber hin-
aus nehmen wir generell ins Kalkül, daß angesichts des an-
haltenden Kostendrucks die Notwendigkeit intensiver Ratio-
nalisierung fortbesteht.

2.2.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften 1996 in den neuen
Bundesländern

Sieht man zunächst auf den wahrscheinlichen Wachstums-
korridor, den wir nach unten mit + 3 % und nach oben mit
+ 6 % abstecken, so wäre eine weitere positive Beschäfti-
gungsentwicklung eher überraschend, denn: Allein für sich
genommen, legt die noch immer gravierende Produktivitäts-
lücke zu den alten Bundesländern eine ähnlich kräftige Stei-
gerung der Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigen wie bei der
Produktion nahe, zumal sich Arbeitsplätze und Arbeitsorga-
nisation allmählich den Gegebenheiten in den alten Bundes-
ländern nähern, jedenfalls im Durchschnitt über alle Bran-
chen und Betriebsgrößen hinweg. Dies gilt noch mehr, wenn
man den Kostendruck berücksichtigt: Während das Brut-
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit je abhängig Be-
schäftigten 1995 bereits bei annähernd 75 % des Westniveaus
angelangt ist, erreicht das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbs-
tätigen, also die Produktivität, noch keine 60 %.

Gegen so angelegte Überlegungen zur Beschäftigungsent-
wicklung kann geltend gemacht werden, daß diese Sicht der
Zusammenhänge zu grob und zu einseitig ist, auch metho-
disch und empirisch lassen sich Einwände vorbringen.20 Aber
den Kern des Problems treffen sie doch: Eine gedeihliche Ent-
wicklung für Wachstum und Beschäftigung ist bei dieser Kon-
stellation schwer vorstellbar, insbesondere soweit die Pro-
duktion und damit die Beschäftigung interregionaler und in-
ternationaler Standortkonkurrenz unterliegt. In verschiede-
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19 Vgl. Wohlers, E., Aufholprozeß in Ostdeutschland verliert an Schwung, in:
Konjunktur von morgen (Hrsg.: HWWA – Institut für Wirtschaftsforschung
Hamburg), 958/1996.

20 Eine detaillierte Branchen-Studie über die Metall- und Elektroindustrie
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sen-Anhalts, in: Institut für Wirtschaftsforschung Halle, Wirtschaft im
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nen Unternehmensbefragungen kommt dies indirekt zum
Ausdruck, ob man nun auf Investitionsplanungen, Exporter-
wartungen oder Personaldispositionen sieht.

Eine Erhebung des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle
bei 300 Unternehmen des ostdeutschen Verarbeitenden Ge-
werbes ergab, daß zwei Drittel der Auffassung sind, bis Ende
1995 eine Belegschaftsgröße erreicht zu haben, mit der die
Wettbewerbsfähigkeit gesichert werden kann. Ein Drittel hält
aber den Beschäftigtenstand für immer noch zu hoch. Insbe-
sondere Großbetriebe mit über 500 Beschäftigten gehen wei-
terhin von einem nennenswerten Personalüberhang aus.21

Die von IAB und IFO seit 1992 halbjährlich bzw. jährlich
durchgeführte Kräftebedarfserhebung22, die neben dem ge-
samten Unternehmenssektor auch die öffentlichen Verwal-
tungen einbezieht, läßt ebenfalls eine gedämpfte Beschäfti-
gungsentwicklung erwarten. Danach rechneten im Spätherbst
1995 Betriebe und Verwaltungen insgesamt für 1996 mit ei-
nem leichten Rückgang ihres Personalbestands. Bei einem
unterstellten Neugründungsgeschehen wie in den letzten Jah-
ren könnte dies insgesamt auf eine stagnierende Erwerbs-
tätigkeit hinauslaufen.

Die Frühjahrsumfrage des Deutschen Industrie- und Handels-
tages, die Industrie, Bauwirtschaft, Handel und andere Dienst-
leistungen erfaßt, kommt zum Ergebnis, daß ein wachsender
Anteil der Unternehmen im Osten mit einer Reduzierung der
Beschäftigung rechnet. Waren es im Februar 1995 noch 18 %,
so stieg dieser Anteil im Februar 1996 auf 27 %. Nur 10 %
erwarten für das laufende Jahr höhere Beschäftigungszahlen,
gegenüber 18 % ein Jahr zuvor.23

Die Herbstbefragung 1995 ehemaliger Treuhandunterneh-
men, die im Oktober über 2 200 Firmen mit knapp 1 Mio Be-
schäftigten beantworteten, läßt noch keine Konsolidierung
des Personalbestandes in diesem Abschnitt der Wirtschaft er-
warten. Vielmehr hat sich 1995 der Rückgang der Beschäfti-
gung sogar wieder etwas beschleunigt. Für 1996 ist eine Re-
duzierung um 50 000 zu erwarten, nicht viel weniger als im
vergangenen Jahr (vgl. Tabelle 3).24 Hohe Lohnstückkosten,
geringe Produktivität und mangelnde Wettbewerbsfähigkeit
werden als Gründe dafür genannt.

Mit Blick auf die Wirtschaftsabteilungen stellen wir uns vor,
daß es in der Land- und Forstwirtschaft bei dem seit 1993
deutlich verlangsamten Rückgang der Erwerbstätigkeit bleibt
(weniger als – 5 %). Einerseits erscheint zwar eine gewisse
Konsolidierung erreicht, andererseits wird sich aber der Wan-
del der Betriebsstrukturen fortsetzen, was weiterhin mit Per-
sonalabbau verbunden sein dürfte.25 Bei Energie und Bergbau
wird sich der Personalbestand – nach den bekannten Planun-

gen der Großbetriebe – weiter deutlich reduzieren (Größen-
ordnung – 10 %).

Schlüsselbereich für die Gesamtentwicklung der Beschäfti-
gung wird das Baugewerbe sein. Allgemein wird nur noch mit
einer stark verlangsamten Zunahme der Bauinvestitionen ge-
rechnet. Wie dies auf die Beschäftigung in der Bauwirtschaft
durchschlägt, ist schwer zu sagen. Nimmt man die verschie-
denen Befragungsergebnisse zum Nennwert, so wäre ein
leichter Beschäftigungsrückgang zu erwarten. Wir sind aber
der Meinung, daß neben Risiken auch Chancen stehen. Si-
cherlich werden die öffentlichen Bauinvestitionen und der
Wirtschaftsbau an Schwung verlieren. Offen ist aber die Fra-
ge, wieviel der Wohnungsbau davon kompensieren kann.
Auch aufgrund der bis Ende 1995 günstigen Entwicklung der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung rechnen wir
für den Jahresdurchschnitt 1996 mit Stagnation der Erwerbs-
tätigkeit im Baugewerbe. Freilich fällt auch damit die in den
letzten beiden Jahren wesentliche Stütze für das gesamtwirt-
schaftliche Beschäftigungswachstum aus.

Die ruhigere Entwicklung bei den Bauinvestitionen wird auch
in Teilbereichen des Verarbeitenden Gewerbes dämpfend wir-
ken. Obwohl es mit der Produktion insgesamt weiter auf-
wärtsgehen dürfte, rechnen wir immer noch mit einem leich-
ten Rückgang der Beschäftigung, etwa in der Größenordnung
des Vorjahres.

Im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung mischen
sich für die Beschäftigung expansiv und kontraktiv wirkende
Einflüsse. Nicht zuletzt wegen der langsameren Gangart in
der Bauwirtschaft und wegen des fortschreitenden Perso-
nalabbaus bei Bahn und Post dürfte sich die Abnahme der Er-
werbstätigkeit fortsetzen.

Im öffentlichen Dienst – Staat i.e.S. und Sozialversicherun-
gen zusammen – nimmt die Beschäftigung weiter ab. Dies se-
hen die Haushalte vieler Körperschaften vor. Nach wie vor
besteht ein Überhang an Personal, wenn man die westdeut-
sche Quote an Vollzeitbeschäftigten bezogen auf die Bevöl-
kerungszahl als Orientierung gelten läßt. Mitte 1994 hatte er
sich nach unseren Rechnungen noch auf 170 000 Personen
belaufen. Durch vielfältige Teilzeit-Initiativen wird aber ver-
sucht, den Abbau möglichst sozial verträglich zu gestalten
und zumindest zeitlich zu strecken. Schreibt man die Ent-
wicklung des Jahres 1995 fort, würde der Personalstand 1996
um etwa 50 000 sinken.

Für das Kredit- und Versicherungsgewerbe, den Handel so-
wie für die Organisationen ohne Erwerbszweck erwarten wir
nur geringe Veränderungen bei der Erwerbstätigkeit. Allein
bei den Dienstleistungsunternehmen dürfte sich der spürbare
Beschäftigungsaufbau fortsetzen, aber kaum beschleunigt.
Angelehnt an die Entwicklung des Jahres 1995 ist ein Anstieg
um weitere 70 000 vorstellbar.

Faßt man alle Veränderungen zusammen, ergäbe sich eine
Abnahme um 30 000 abhängig Beschäftigte. Man kann ge-
gen einen solchen Weg der Zusammenfassung intuitiver Ein-
zelschätzungen etliches einwenden – unplausibel erscheint
die Größenordnung der Gesamtveränderung bei der gegebe-
nen ökonomischen Konstellation aber nicht. Entscheidend für
die leichte Verschlechterung ist, daß die Bauwirtschaft als Be-
schäftigungsmotor ausfällt.

Neben abhängig Beschäftigten sind die Selbständigen und
Mithelfenden zu berücksichtigen. Unterstellt man, daß sich
das Gründungsgeschehen – netto gerechnet, also unter Be-
rücksichtigung von Geschäftsaufgaben – leicht abgeschwächt
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21 Vgl. Rahneberg, H., Aufwärtstrend in der ostdeutschen Industrie hielt 1995
trotz Bremsspuren an, in: Wirtschaft im Wandel (Hrsg. Institut für Wirt-
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22 Erhebung zum gesamtwirtschaftlichen Stellenangebot im 4. Quartal 1995,
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23 Deutscher Industrie- und Handelstag, Wirtschaftslage und Erwartungen,
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24 Vgl. Wahse, J., Dahms, V., Schaefer, R., Beschäftigungsperspektiven von
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17-18/95, S. 64-71. Mittelbach, H., Zur Lage der Landwirtschaft in den
neuen Bundesländern, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 33-34/1995,
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fortsetzt, könnte die Zahl der Selbständigen und Mithelfen-
den um 30 000 steigen (vgl. die längerfristige Entwicklung in
der Arbeitsmarktbilanz). Abhängige und Selbständige zu-
sammengenommen, würde dann die Erwerbstätigkeit im Jah-
resdurchschnitt 1996 unverändert bleiben.

Bringt man diese Grundeinschätzung in Verbindung mit un-
seren Varianten der Entwicklung des BIP, so stellen wir uns
vor, daß Stagnation der Erwerbstätigkeit zur mittleren Vari-
ante eines Wachstums um 41/2 % „paßt“. Sollte es nur zu ei-
nem BIP-Anstieg um 3 % (untere Variante) reichen, erscheint
uns ein Rückgang der Erwerbstätigkeit um 50 000 Personen
oder 1 % plausibel. Kommt es zu einer Zunahme um 6 %,
könnte sich die Erwerbstätigkeit umgekehrt um 50 000 oder
1 % erhöhen.

2.2.2 Das Angebot an Arbeitskräften 1996 in den neuen
Bundesländern

Beim Arbeitsangebot könnte es zu einer Abnahme um
130 000 Personen kommen. Der Rückgang würde sich damit
in der Größenordnung des Durchschnitts der letzten vier Jah-
re halten.

Dreh- und Angelpunkt der Rechnung ist die Einschätzung der
Erwerbsbeteiligung. Nach der Entwicklung in den letzten
Jahren sollte man nicht auf eine verstärkte Abnahme setzen.
Was die Bildungsbeteiligung (außerhalb der vom Arbeitsför-
derungsgesetz geförderten beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung) der jüngeren Altersgruppen betrifft, rechnen wir mit ei-
nem Anstieg. Dieser geht auf zwei Teilgrößen zurück: Einen
längeren Besuch allgemeinbildender Schulen (Sekundarbe-
reich II) und eine zunehmende Studierneigung. Während sich
aber beim Schulbesuch die Verhaltensweisen schon in den
letzten Jahren weitgehend an die in den alten Bundesländern
angeglichen haben, läuft die Entwicklung der Studierneigung
wesentlich langsamer. Beide Einflüsse zusammengenom-
men, veranschlagen wir den reduzierenden Effekt für die Er-
werbspersonenpotentialquote jetzt nur noch auf 1/4 %-Punkt,
absolut wären dies etwa 30 000 Personen.

Unabhängig von der wachsenden Bildungsbeteiligung wir-
ken eine sinkende Erwerbsbeteiligung bei den älteren Jahr-
gängen und bei verheirateten jüngeren Frauen ebenfalls in
Richtung auf ein abnehmendes Potential.26 Gerade die Erfah-
rung des letzten Jahres legt aber nahe, den Rückgang gering
anzusetzen. Wir nehmen an, daß die Erwerbspersonenpoten-
tialquote aus diesen Gründen insgesamt nur um 1 %-Punkt
sinken wird. Absolut bedeutet dies etwa 100 000 Personen.

Hinzu kommt eine demographisch bedingte Abnahme, die
nach IAB-Berechnungen auf 30 000 Erwerbspersonen zu ver-
anschlagen ist. Sie ist das Ergebnis der Veränderung von Zahl
und Altersstruktur der Wohnbevölkerung. Dem stehen vor-
aussichtlich das Potential vermehrende Effekte aus der Wan-
derung gegenüber. Bei annähernd ausgeglichenem Umzugs-
saldo zwischen östlichen und westlichen Bundesländern re-
sultieren diese im wesentlichen aus Zuwanderung von Spät-
aussiedlern und Asylbewerbern, deren Größenordnung wir
wie 1995 ansetzen. Ihre potentialerhöhende Wirkung um
knapp 30 000 Personen ändert aber die Gesamtabnahme nicht
entscheidend.

2.2.3 Die Arbeitsmarktbilanz 1996 in den neuen Bundes-
ländern

Die prognostizierte Entwicklung von Arbeitsnachfrage (mitt-
lere Variante, also stagnierende Erwerbstätigkeit)  und Ar-
beitsangebot zusammengesehen, hätte einen Rückgang des
nichtbeschäftigten Erwerbspersonenpotentials um etwa
130 000 auf knapp 1,9 Mio Personen zur Folge. Wie sich die-
se Abnahme auf registrierte Arbeitslosigkeit und Stille Re-
serve insgesamt verteilt, ist schwer vorauszusagen, weil sich
stabile Verhaltensmuster in den wenigen Jahren nach der Ver-
einigung noch nicht herausgebildet haben. Dies ist auch ein
Grund, warum die Prognosen der verschiedenen Institute zur
Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern recht unter-
schiedlich sind.

Fest steht, daß das Konto Vorruhestandsregelungen weiter
kräftig abschmilzt. Es wird also nur noch ein kleiner Teil des
nichtbeschäftigten Potentials hierüber aufgefangen. Gerade
im Kontensystem der Arbeitsmarktbilanz wird deutlich, daß
dies belastende Wirkungen für andere Konten hat. Die beruf-
liche Weiterbildung könnte die Arbeitslosigkeit nach dem
Haushaltsplan der BA etwa wie im Vorjahr entlasten.

Bei allen anderen Personengruppen, die in der Stillen Reser-
ve i.w.S. erfaßt werden, rechnen wir nur mit kleinen Verän-
derungen, wobei Schätzfehler wegen der geringen Beset-
zungsstärke für das Gesamtbild ohnehin nicht ins Gewicht
fallen. Unsicher sind wir nur bei den älteren Arbeitslosen, die
§ 105c AFG in Anspruch nehmen können, also der Arbeits-
vermittlung unter bestimmten Voraussetzungen nicht mehr
zur Verfügung stehen müssen und bei entsprechender Er-
klärung dann auch nicht mehr als Arbeitslose gezählt werden.
Weil aber diese Regelung in den neuen Bundesländern bis-
lang nur wenig angenommen wurde, nehmen wir an, daß auch
1996 kein starker absoluter Anstieg einsetzt.

Für die gesamte Stille Reserve i.w.S. ist damit 1996 ein Rück-
gang um 0,2 Mio auf knapp 0,5 Mio Personen vorgezeichnet.
Dies in Rechnung gestellt, verringert sich der noch „zuord-
nungsbedürftige“ Teil des nichtbeschäftigten Erwerbs-
personenpotentials von insgesamt knapp 1,9 Mio Personen
auf etwa 1,4 Mio Personen. Bis hierher sind wir auf der si-
cheren Seite.

Unsicherer ist der letzte Schritt der Verteilung auf Stille Re-
serve i.e.S. und auf registrierte Arbeitslosigkeit. Mangels bes-
serer Hinweise orientieren wir uns an der Entwicklung der
letzten Jahre. Sie zeigt, daß nicht nur das Erwerbspersonen-
potential verhaltensbedingt erst ganz allmählich abnimmt,
also keine Abkehr vom Erwerbsleben auf breiter Front statt-
findet, sondern daß sich auch der nichtbeschäftigte Teil des
Potentials nur sehr langsam in die Stille Reserve i.e.S. zurück-
zieht. Sein Gros bleibt bis jetzt „arbeitsmarktnah“ beim Ar-
beitsamt gemeldet.

Wir gehen auch für 1996 davon aus, daß eine Arbeitslosmel-
dung bzw. der Verbleib in Arbeitslosigkeit davon mitbe-
stimmt wird, ob ein Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Ar-
beitslosenhilfe besteht. Steigt der Anteil der Personen, die
keinen Anspruch (mehr) auf diese Leistungen haben, steigt
tendenziell der Anteil derer, die sich nicht (mehr) beim Ar-
beitsamt melden. Umgekehrt sinkt damit der Anteil der regi-
strierten Arbeitslosigkeit am nichtbeschäftigten Erwerbsper-
sonenpotential (hier: Arbeitslose + Stille Reserve i.e.S.). Für
1996 haben wir angenommen, daß der Anteil der Leistungs-
empfänger an der registrierten Arbeitslosigkeit erneut nur
leicht abnehmen wird. Lag der Anteil der Stillen Reserve
i.e.S. 1995 an der Summe aus registrierter Arbeitslosigkeit
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und Stiller Reserve i.e.S. bei 20 %, so stellen wir uns auch für
1996 einen nur geringen Anstieg auf 21 % vor. Das würde be-
deuten, daß sich die registrierte Arbeitslosigkeit um etwa
40 000 auf 1 090 000 Personen erhöht und die Stille Reserve
i.e.S. geringfügig auf 290 000 Personen.

Auch ein Ost-West-Vergleich macht eine zwar steigende, re-
lativ aber nach wie vor niedrige Quote der Stillen Reserve
i.e.S. in den neuen Bundesländern plausibel. Während sie im
Osten, wie gesagt, in diesem Jahr 21 % erreichen könnte, be-
wegt sie sich im Westen bei knapp 40 %. Zum einen liegt in
den alten Bundesländern die Leistungsempfängerquote um
etwa 10 % niedriger, zum anderen spielen Ausländer, die nicht
arbeitslos registriert werden, eine beachtliche Rolle, während
deren Zahl in den neuen Bundesländern noch mehr oder we-
niger vernachlässigt werden kann.

3 Entlastung durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 1995 und 1996

Die folgenden Entlastungsrechnungen (vgl. Tabellen 7a und
7b im Anhang) beziehen sich auf Maßnahmen der BA im Rah-
men des AFG. Einbezogen sind der Kernbereich der aktiven
Arbeitsmarktpolitik – Kurzarbeitergeld, Beschäftigungschaf-
fende Maßnahmen und Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen
Bildung – sowie arbeitsmarktpolitische Maßnahmen im wei-
teren Sinne: Schlechtwettergeld, Maßnahmen zur beruflichen
Rehabilitation, Sprachlehrgänge für Aussiedler, Asylbewer-
ber und Kontingentflüchtlinge. Einbezogen sind auch die Vor-
ruhestandsregelungen sowie die Regelung nach § 105 c AFG,
wonach Bezieher von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
hilfe ab dem vollendeten 58. Lebensjahr nicht mehr der Ar-
beitsvermittlung verfügbar sein müssen und deshalb nicht
mehr als Arbeitslose geführt und gezählt werden. Diese Re-
gelung darf freilich nicht den Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik gleichgestellt werden, denn ihr Entlastungs-
effekt entsteht durch eine statistische Umbuchung in der Ar-
beitsmarktbilanz („registrierte Arbeitslose an Stille Reser-
ve“). Die angeführten Maßnahmen haben mehr oder weniger
arbeitsmarkt- bzw. sozialpolitische Wesenszüge.

Daneben gibt es freilich noch andere Maßnahmen nach dem
AFG – z. B. Wintergeld, Eingliederungsbeihilfen, Einarbei-
tungszuschüsse, Hilfen zur Existenzgründung –, die aber aus
verschiedenen Gründen nicht in diese Entlastungsrechnung
einbezogen werden. Oft erhöhen sie zwar die Einstellungs-
chancen bestimmter, z. B. schwer vermittelbarer Personen, ihr
gesamtwirtschaftlicher Nettobeschäftigungseffekt ist aber
doch schwer einzuschätzen.

Der maßnahmespezifischen Entlastungsrechnung für alte und
neue Bundesländer werden aus aktuellem Anlaß einige gene-
relle Überlegungen bzw. Erwägungen vorausgestellt.

So ist zu fragen, ob sich die im Jahr 1996 gegenüber den Jah-
ren 1992 bis 1995 veränderte Konstellation von Einnahmen
und Ausgaben der BA auf die Einschätzung der gesamtwirt-
schaftlichen Entlastungseffekte auswirkt. Nachdem die Haus-
halte der letzten Jahre jeweils mit 10 bis 24 Mrd. Defizit ab-
geschlossen haben, endet der gültige Haushaltsplan für das
Jahr 1996 lediglich mit einem Fehlbetrag von 4,3 Mrd. DM.
Jedes Defizit ist vom Bund aufzubringen und damit Teil des
gesamtstaatlichen Defizits.

Es könnte nun vermutet werden, daß die Nettokosten der Ar-
beitsmarktpolitik (Ausgaben minus Einsparungen und Mehr-
einnahmen) vollständig oder zumindest mehr als in den frühe-
ren Jahren zu Lasten des bestehenden Einkommenskreislaufs
finanziert werden und dementsprechend negative Beschäfti-
gungseffekte an anderer Stelle haben. Setzt man den Anteil
der gesamtfiskalischen Nettokosten an den Gesamtausgaben
der Arbeitsmarktpolitik mit 30 % an, dann werden gut 5 Mrd.
der Gesamtausgaben für diese Maßnahmen (rd. 33 Mrd. DM)
aus den Beitragseinnahmen gespeist.27 In entsprechender
Höhe könnten negative Beschäftigungseffekte in Rechnung
gestellt werden (unter sonst gleichen Bedingungen ein Sech-
stel der Entlastungseffekte der Arbeitsmarktpolitik).28

Diese prinzipiell einfache volkswirtschaftliche Saldenme-
chanik wird schnell kompliziert, denn es kommen vielglied-
rige Wirkungsketten ins Spiel. Das Gesamtergebnis ist sehr
unsicher, zumal der Arbeitsmarktpolitik neben den aktuellen
Entlastungseffekten auch positive Allokationseffekte zuge-
schrieben werden können, die dem Arbeitsmarkt oft auf mehr
oder weniger lange Sicht zugute kommen und die Kosten-
Nutzen-Relation verbessern können.

Aufgrund aktueller Einschätzungen der Finanzentwicklung
der BA stellt sich die Frage aber so nicht, denn aus heutiger
Sicht ist ohnehin ein deutlich höheres Defizit wahrscheinlich.

Ob eine grundsätzlich andere strategische Ausrichtung – z.B.
Beitragssenkung zu Lasten der Arbeitsmarktpolitik – zu bes-
seren Arbeitsmarktergebnissen führen würde, kann an dieser
Stelle nicht beantwortet werden. Diese Frage hängt ihrem We-
sen nach aber nicht von der Größe des aktuellen Haushalts-
defizits ab.

Dem Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente der BA
wird bei der erwarteten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
und der hohen Langzeitarbeitslosigkeit weiterhin große Be-
deutung beigemessen. Vor dem Hintergrund knapper Haus-
haltsmittel wird allerdings eine strenge Prioritätensetzung für
erforderlich gehalten. Gleichwohl ist die arbeitsmarktpoliti-
sche Programmstellung – anders als in früheren Jahren – all-
gemeiner gefaßt. Eindeutige Vorgaben für die angestrebten
Förderungsziele fehlen weitgehend.

Dies hängt mit den erweiterten Spielräumen der Arbeitsäm-
ter beim Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente zu-
sammen. Soweit es sich nicht um Pflichtleistungen handelt,
können der jeweiligen regionalen Problemlage entsprechend,
unter Ausnutzung der Möglichkeiten gegenseitiger Deckungs-
fähigkeit, die Maßnahmen vor Ort optimal gemischt werden.
Hinzu kommt das Erfordernis, dem ökonomischen (Maxi-
mal-)Prinzip folgend, aus dem gegebenen Volumen an För-
dermitteln möglichst viel zu machen. Durch Dezentralisie-
rung soll die Zielgenauigkeit und die Effektivität der Ar-
beitsmarktpolitik gesteigert werden.

Schließlich ist zu bedenken, daß sich seit Inkraftsetzen des
Haushalts die Aussichten für die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung in Deutschland eingetrübt haben. Dies hat Konse-
quenzen für die Eckdaten, auf denen er steht: Reales Wirt-
schaftswachstum, Zahl der Erwerbstätigen bzw. Beitragszah-
ler, Löhne, Zahl der Arbeitslosen bzw. Arbeitslosengeldemp-
fänger. Auch die Zahl der Kurzarbeiter, die in die Entla-
stungsrechnung eingeht, dürfte aus heutiger Sicht eher
schlechter ausfallen als geplant. Die ursprünglich angesetzte
jahresdurchschnittliche Zahl der Kurzarbeiter liegt beim ge-
gebenen Ausgangsniveau Anfang 1996 und den oben ge-
nannten Perspektiven im weiteren Jahresverlauf zumindest
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am oberen Rand, wenn nicht außerhalb des aufgezeigten Al-
ternativspektrums.

Diese besonderen Bedingungen und Entwicklungen sowie re-
levanten Rechtsänderungen sind in der folgenden Entla-
stungsrechnung möglichst zu berücksichtigen. Die eingesetz-
ten Teilnehmerzahlen sind aus den oben genannten Gründen
nicht als „Zielwerte“ der Arbeitsmarktpolitik, sondern als
„Orientierungsgrößen“ aufzufassen. Teils sind sie der ar-
beitsmarktpolitischen Programmstellung im Rahmen des
Haushalts der BA entnommen, teils daraus abgeleitet, teils
handelt es sich um eigene Einschätzungen.

3.1 Alte Bundesländer

Die sehr konjunkturreagiblen Kurzarbeiterzahlen haben nach
dem Tiefpunkt der Rezession, mit der wirtschaftlichen Erho-
lung im Verlauf des Jahres 1994 stark abgenommen. Der
Stand gegen Ende des Jahres hat sich im Verlauf des Jahres
1995 – wie vor Jahresfrist erwartet – im großen und ganzen
wenig geändert. Zum Jahresende hin zeigten die Kurzarbei-
terzahlen mit erneut abgeschwächter konjunktureller Ent-
wicklung wieder ansteigende Tendenz. Die Zunahme war al-
lerdings schwächer als in vergleichbaren Konjunkturphasen.
Hier dürften sich geänderte gesetzliche Regelungen auswir-
ken. Seit 1994 gelten schlechtere Bedingungen. Die Betriebe
müssen seitdem die gesamten Sozialbeiträge für die Kurzar-
beiter tragen. Vorher hat die BA Teile davon erstattet. Außer-
dem gibt es seit 1994 mehr betriebliche Möglichkeiten, vorü-
bergehend die Arbeitszeit mit dem Ziel der Beschäftigungs-
sicherung zu verkürzen („akzeptierte Teilzeitbeschäfti-
gung“). Da die Löhne dann entsprechend gekürzt werden,
dürften diese Möglichkeiten zumindest für einen Teil der Be-
triebe per saldo kostengünstiger sein als Kurzarbeit.

Bei insgesamt geringem Wirtschaftswachstum (mittlere Va-
riante) erwarten wir im Jahresmittel 225 000 Kurzarbeiter. Bei
einem durchschnittlichen Arbeitsausfall von gut einem Drit-
tel entspricht das einem Beschäftigungsäquivalent von rd.
80 000 und einer Entlastung der Arbeitslosenzahl um gut
50 000.

Im Jahr 1995 wurden rd. 70 Mio witterungsbedingt ausgefal-
lene Arbeitsstunden im Rahmen der Schlechtwettergeldrege-
lung registriert. Es kann angenommen werden, daß die Be-
troffenen ohne diese Regelung großenteils entlassen worden
wären. Durch das Schlechtwettergeld konnten somit Arbeits-
verhältnisse erhalten und stärkere saisonale Schwankungen
der Beschäftigung und höhere Saisonarbeitslosigkeit vermie-
den werden. Freilich verbinden sich mit der Einschätzung der
Arbeitsmarktentlastungseffekte auch eine Reihe von Unsi-
cherheiten. So ist z. B. nicht auszuschließen, daß sich Bau-
betriebe ohne diese Regelung stärker um eine Verstetigung
der Bauproduktion übers Jahr bemüht und/oder zumindest ei-
nen größeren Teil der Belegschaft, insbesondere die Fach-
kräfte, über das Saisontief hinweg gehalten hätten. Außerdem
ist zu fragen, in welchem Umfang ein zusätzlicher saisonbe-
dingter Beschäftigungsabbau zu mehr Arbeitslosigkeit ge-
führt hätte. Angesichts dieser Unsicherheiten schätzen wir
den Entlastungseffekt vorsichtig ein und unterstellen, daß nur
zwei Drittel des schlechtwetterbedingten Ausfallvolumens
auf Beschäftigung bzw. registrierte Arbeitslosigkeit entfällt.
Im Jahresdurchschnitt 1995 wurde dann ein Rückgang der
Beschäftigung bzw. ein Anstieg der Arbeitslosigkeit um
knapp 30 000 vermieden.

Nachdem nun zum Jahresbeginn 1996 die Schlechtwetterre-
gelung im AFG durch neue Regelungen abgelöst worden ist,

wurde dieses Element aus der Entlastungsrechnung heraus-
genommen. Die aktuelle Entwicklung könnte darauf deuten,
daß dadurch die Beschäftigung und die Arbeitslosigkeit im
Baubereich negativ beeinflußt wird. Hier mischen sich aller-
dings konjunkturelle und witterungsbedingte Einflüsse mit
dem Einfluß gesetzlicher und tariflicher Neuregelungen. Erst
die weitere Entwicklung kann hier Klärung bringen.

Die Zahl der Teilnehmer an Allgemeinen Maßnahmen zur Ar-
beitsbeschaffung (ABM) hat sich im Verlauf von 1995 etwa
auf dem zum Ende des Vorjahres erreichten Niveau gehalten.
Der leichte Anstieg im Jahresverlauf ist auf zunehmende Teil-
zeitbeschäftigung zurückzuführen. Ihr Anteil ist 1995 um
2 %-Punkte auf knapp 24 % angestiegen. Trotz Verschlech-
terung der Konditionen durch das Beschäftigungsförderungs-
gesetz 1994 wurden die verfügbaren Mittel fast vollständig
ausgeschöpft. Befürchtungen, weite Bereiche der Träger wür-
den unter den gegebenen Umständen keine Maßnahmen mehr
durchführen (können), haben sich offenbar nicht bestätigt. Im
Jahresdurchschnitt wurden rd. 70 000 Arbeitnehmer geför-
dert. Der speziellen arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung ent-
sprechend, ist der Anteil der vorher langzeitarbeitslosen Per-
sonen in ABM weiter (auf rd. 66 %) angestiegen. Unter
Berücksichtigung von zusätzlichen Beschäftigungseffekten
über Vorleistungs- und Konsumnachfrage und der Tatsache,
daß diese zum Teil die Stille Reserve betreffen, ergibt sich
eine Gesamtentlastung der registrierten Arbeitslosigkeit 1995
um rd. 90 000. Im Jahr 1996 dürften diese Ergebnisse erneut
erzielt werden.

Die Inanspruchnahme der produktiven Lohnkostenzuschüsse
nach § 242 s AFG – das Gegenstück zu den Maßnahmen nach
§ 249 h AFG in den neuen Bundesländern – ist bisher hinter
den Erwartungen zurückgeblieben. Im Jahresdurchschnitt
gab es erst 2 000 Geförderte. 1996 wird eine deutliche Zu-
nahme angestrebt. Bei durchschnittlich 13 000 Geförderten
und indirekten Zusatzeffekten, die etwa ABM entsprechen,
dürfte der Arbeitsmarkt dadurch um insgesamt 17 000 entla-
stet werden.

Mit gut 100 000 dürfte die Arbeitsmarktentlastung durch die
Beschäftigungschaffenden Maßnahmen insgesamt 1996 höher
sein als 1995 (rd. 90 000).

Die Zahl der Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen zur berufli-
chen Fortbildung und Umschulung ist im Jahr 1995 um
30 000 auf 257 000 angestiegen. Vor Jahresfrist waren die
diesbezüglichen Erwartungen eher zurückhaltend. Die ver-
fügbaren Haushaltsmittel ermöglichen eine weitere Zunahme
auf 280 000 im Jahresdurchschnitt 1996. Da die Maßnahmen
mit dem 1. SKWPG ab 1994 stärker auf die registrierte Ar-
beitslosigkeit ausgerichtet wurden, kann angenommen wer-
den, daß diese in fast gleicher Höhe entlastet wird.

Darüber hinaus fördert die BA im Rahmen der beruflichen
Rehabilitation in erheblichem Umfang Bildungsmaßnahmen.
Bei vielen Rehabilitanden in berufsfördernden Maßnahmen
mit dem Ziel der Wiedereingliederung sowie in Weiterbil-
dungsmaßnahmen dürfte Arbeitslosigkeit vermieden werden.
Der durchschnittliche Teilnehmerbestand lag im Jahr 1995
mit 38 000 leicht unter dem des Vorjahres. Bei den vor Be-
ginn der Maßnahme arbeitslosen Teilnehmern kann unter-
stellt werden, daß sie sonst auch weiterhin arbeitslos gewe-
sen wären. Für die anderen wird angenommen, daß dies zu
zwei Dritteln der Fall gewesen wäre. Die Entlastung der re-
gistrierten Arbeitslosigkeit wird so auf 30 000 geschätzt. Im
Jahr 1996 dürften die Teilnehmerzahlen und damit die Ar-
beitsmarktentlastung tendenziell ansteigen (auf 42 000 bzw.
33 000 im Jahresdurchschnitt).
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Als Hilfe zur Integration von arbeitslosen Aussiedlern, Asyl-
berechtigten und Kontingentflüchtlingen werden mehrmona-
tige Sprachlehrgänge durchgeführt, fast immer im Vollzeit-
unterricht. Kurzfristig wird durch die Teilnahme an Sprach-
kursen die Arbeitslosigkeit in voller Höhe entlastet, weil ohne
diese Maßnahmen eine unmittelbare Eingliederung wohl un-
möglich wäre. Erwartungsgemäß hat die Zahl der Teilnehmer
im Jahr 1995 infolge der abnehmenden Zuwanderung ge-
genüber dem Vorjahr leicht abgenommen (46 000). Mit vor-
aussichtlich 48 000 im Jahresdurchschnitt 1996 dürfte sich
wenig ändern. In jeweils gleicher Höhe wird dann die Ar-
beitslosigkeit entlastet.

Vorruhestandsgeld und Altersübergangsgeld spielen im We-
sten als Entlastungsfaktoren kaum mehr eine Rolle. Einerseits
gibt es nur mehr wenige Vorruhestandsgeldempfänger, weil
sie altersbedingt in die normale gesetzliche Rente gewechselt
sind. Zum anderen wird Altersübergangsgeld nur an zwi-
schenzeitlich in den Westen umgezogene Personen gezahlt.

Die Regelung nach § 105 c wird dagegen nach wie vor in be-
trächtlichem Umfang in Anspruch genommen. Mit jahres-
durchschnittlich 146 000 Personen im Jahr 1995 wurde der
Vorjahresstand erneut übertroffen. Dies kann auch damit zu-
sammenhängen, daß ältere Arbeitnehmer oft im Einverneh-
men mit den Betrieben mit Aufhebungsverträgen aus dem Be-
rufsleben ausscheiden und nach einer Zeit des Arbeitslosen-
geldbezugs im Rahmen des § 105 c (der keine Verfügbarkeit
für die Arbeitsvermittlung mehr voraussetzt) in die vorgezo-
gene Altersrente wechseln. Dies könnte allerdings demnächst
weniger Bedeutung haben. Die derzeit u. a. erwogene ersatz-
weise „Altersteilzeitförderung“ spielt hier herein. Wir neh-
men deshalb an, daß sich die Zahlen im Jahr 1996 eher ver-
ringern und setzen in das Entlastungstableau einen Jahres-
durchschnitt von 140 000 ein. In dieser Größenordnung wür-
de die registrierte Arbeitslosigkeit entlastet.

Insgesamt entlasten diese Maßnahmen der BA die registrier-
te Arbeitslosigkeit im Jahr 1996 in den alten Bundesländern
voraussichtlich um rd. 650 000, etwas stärker als im Durch-
schnitt des Vorjahres (620 000).

3.2 Neue Bundesländer

Die Zahl der Kurzarbeiter ist im ersten Halbjahr 1995 vorü-
bergehend angestiegen und hat sich gegen Jahresende hin
etwa auf dem Vorjahresniveau eingependelt. Im Durchschnitt
gab es 1995 schließlich 71 000 Kurzarbeiter. Dem Gesamt-
volumen der ausgefallenen Stunden entspricht ein Beschäfti-
gungsäquivalent von 40 000 Personen. Wäre es in Beschäfti-
gungsabbau umgesetzt worden, so hätte dies nicht nur zu re-
gistrierter Arbeitslosigkeit, sondern auch zum stärkeren Auf-
bau von Stiller Reserve geführt. Wir schätzen, daß die regi-
strierte Arbeitslosigkeit 1995 um jahresdurchschnittlich gut
30 000 Personen entlastet wurde.

Es spricht einiges dafür, daß der erneute Anstieg der Kurzar-
beiterzahlen am Anfang des Jahres 1996 eine Tendenzände-
rung markiert. Vor dem Hintergrund verschlechterter ge-
samtwirtschaftlicher Rahmenbedingungen erwarten wir übers
Jahr weiter steigende Kurzarbeiterzahlen. Unter den Annah-
men unserer „mittleren Variante“ rechnen wir mit 125 000
Kurzarbeitern im Jahresdurchschnitt. Dies scheint – zumin-
dest gegenüber früheren Jahren – wenig zu sein, gemessen an
der Beschäftigtenzahl gibt es im Osten dann aber doppelt so-
viele Kurzarbeiter wie im Westen (2,1 % gegenüber 0,9 %).
Hinzu kommt der im Durchschnitt höhere Arbeitsausfall
(56 % gegenüber 36 %). Erheblich größer ist auch der Anteil

der Kurzarbeiter in sogenannten Strukturkrisenbranchen (nach
§ 63 Abs. 4 AFG) an allen Kurzarbeitern, nämlich 18 % ge-
genüber 3 %.

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen schätzen wir die Ent-
lastung der registrierten Arbeitslosigkeit im Jahresdurch-
schnitt 1996 auf 55 000, zwei Drittel mehr als im Vorjahr.

Im Rahmen der Schlechtwettergeldregelung waren 1995 rd.
25 Mio Ausfallstunden zu verzeichnen. Diesem Volumen wird
eine Entlastung der registrierten Arbeitslosigkeit in Höhe von
10 000 zugerechnet (jeweils auf Jahresbasis). Wie im Westen
wurden hier Abschläge vorgenommen. Aufgrund gesetzli-
cher und tariflicher Neuregelungen entfällt auch hier die Ent-
lastungsrechnung für das Jahr 1996.

Bei den Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung
(ABM) war 1995 eine andere Entwicklungstendenz zu ver-
zeichnen als im Vorjahr. Nachdem die Teilnehmerzahlen 1994
übers Jahr hin angestiegen sind, war der Trend 1995 fallend.
Die begrenzten Fördermittel im Rahmen des Haushalts der
BA haben diese Umkehr erzwungen. Aufgrund des relativ ho-
hen Ausgangsniveaus (rd. 220 000) lag die jahresdurch-
schnittliche Teilnehmerzahl aber doch über dem Vorjahres-
wert. Die tatsächliche Entwicklung der arbeitsmarktpoliti-
schen Bemühungen in diesem Bereich spiegelt dieser Ver-
gleich also nicht wider. Immerhin wurde mit ABM aber ins-
gesamt doch mehr erreicht, als vor Jahresfrist innerhalb des
finanziellen Rahmens für möglich gehalten worden war. Dies
kann als Indiz für effektiveren Mitteleinsatz gewertet werden.
Es ist aber auch zu bedenken, daß der Anteil teilzeitbeschäf-
tigter Personen in ABM zugenommen hat. Dies ist bei der
Einschätzung unter Entlastungsgesichtspunkten zu beachten
(so sind die indirekten Beschäftigungseffekte im Verhältnis
zu den direkten entsprechend niedriger zu veranschlagen).
Die registrierte Arbeitslosigkeit wurde 1995 durch ABM
– etwa wie im Vorjahr – um rd. 260 000 Personen entlastet.

Die Bedeutung der produktiven Lohnkostenzuschüsse nach
§ 249h AFG haben 1995 weiter an Bedeutung zugenommen.
Sie waren zum Teil als Anschluß- bzw. Ersatzmaßnahmen für
ABM konzipiert und 1993 eingeführt worden. Ein Grund für
ihre Einführung war die Überlegung, die Kosten der Maß-
nahmen stärker den Institutionen anzulasten, die daraus rea-
len Nutzen ziehen. Diesem Prinzip folgend wurde ein Ko-Fi-
nanzierungsmodell entwickelt, das die Verzahnung von Ar-
beitsmarktpolitik einerseits und Regional- sowie Strukturpo-
litik andererseits fördern soll, auch mit dem Ziel einer Stei-
gerung der Effektivität.

Im Verlauf der Jahre 1994 und 1995 hatten diese Maßnahmen
beträchtlich steigende Teilnehmerzahlen zu verzeichnen. Die
Erwartungen wurden aber bisher nicht ganz erfüllt. Mit
107 000 wurde die für 1995 angestrebte Teilnehmerzahl von
jahresdurchschnittlich 120 000 nicht erreicht. Sie haben den
Rückgang im ABM-Bereich zwar gemildert, aber nicht aus-
geglichen, so daß die Zahl der Personen in Beschäftigung-
schaffenden Maßnahmen insgesamt übers Jahr tendenziell
doch zurückging. In jahresdurchschnittlicher Betrachtung
war das Ergebnis – aus den obengenannten Gründen – aber
doch besser als im Vorjahr. Entsprechend höher ist auch die
Entlastung der registrierten Arbeitslosigkeit ausgefallen. Un-
ter Berücksichtigung von indirekten Beschäftigungseffekten
und Wirkungen, die auf die Stille Reserve entfallen, schätzen
wir die Gesamtentlastung der Beschäftigungschaffenden
Maßnahmen im Jahr 1995 auf 0,4 Mio. Unter den gegebenen
Rahmenbedingungen erwarten wir dies auch für das Jahr
1996.
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Die Zahl der Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen zur Fortbil-
dung und Umschulung ist im Jahresverlauf 1995 erwartungs-
gemäß tendenziell zurückgegangen, allerdings weniger stark,
als vor Jahresfrist erwartet worden war. Aufgrund des höhe-
ren Ausgangsniveaus liegt der jahresdurchschnittliche Be-
stand der Zahl der Teilnehmer – fast alle waren vorher ar-
beitslos – etwa auf Vorjahresniveau. Die registrierte Arbeits-
losigkeit wurde um rd. 240 000 entlastet. Für 1996 rechnen
wir mit einer Entlastung in etwa gleicher Höhe.

In den neuen Bundesländern spielen Reha-Maßnahmen und
Deutschlehrgänge für Aussiedler als Entlastungsfaktoren
eine relativ geringe Rolle. Die längerfristige Tendenz ist leicht
ansteigend.

Der Altersübergangsgeldregelung ist nach wie vor ein relativ
hoher Entlastungseffekt zuzuschreiben. Nach rd. 340 000 im
Jahr 1995 rechnen wir mit 165 000 Beziehern dieser Leistung

im Jahr 1996. Da diese Regelung ausläuft, nehmen die Zah-
len mehr und mehr ab.

Die Regelung nach § 105c AFG spielt in den neuen Bundes-
ländern eine untergeordnete, wenngleich zunehmende Rolle.
Aus schon vorher für die alten Bundesländer genannten Grün-
den gehen wir davon aus, daß sich der Anstieg in Grenzen hal-
ten wird und schätzen die Entlastungswirkung für das Jahr
1996 auf 14 000 Personen.

Durch diese Maßnahmen der BA wurde die Arbeitslosigkeit
in den neuen Bundesländern 1995 um gut eine Million Per-
sonen entlastet. Dies war an dieser Stelle vor Jahresfrist er-
wartet worden. Im Jahr 1996 erwarten wir einen Rückgang
der Entlastungswirkung auf 0,88 Mio., in erster Linie bedingt
durch die geringere Zahl der Bezieher von Altersübergangs-
geld.
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Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1996
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Noch Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1996
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Noch Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1996
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Noch Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1996

1) Rehabilitanden in berufsfördernden Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedereingliederung sowie in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung.
2) Nahtlosigkeitsleistungen
3) Leistungsfortzahlung im Krankheitsfall
4) 58jährige und ältere Empfänger von Alg, Alhi, Egg und Eghi, die der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung stehen.
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 2a: Ableitung der Entwicklung des Arbeitskräftepotentials für Westdeutschland

1) Abgeleitet aus monatlichen Zuzugszahlen.
2) Bevölkerung
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 2b: Ableitung der Entwicklung des Arbeitskräftepotentials für Ostdeutschland

1) Abgeleitet aus monatlichen Zuzugszahlen.
2) Bevölkerung
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 5a: Durchschnittliche Arbeitszeit und ihre Komponenten für alle Arbeitnehmer in Westdeutschland

1) bzw. betrieblich vereinbarte Arbeitszeit; flexible tarifliche Arbeitszeitregelungen nach oben und unten berücksichtigt (soweit erfaßt).
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 5b: Durchschnittliche Arbeitszeit und ihre Komponenten für alle Arbeitnehmer in Ostdeutschland

1) bzw. betrieblich vereinbarte Arbeitszeit; flexible tarifliche Arbeitszeitregelungen nach oben und unten berücksichtigt (soweit erfaßt).
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 6a: Trend-, Konjunktur- und sonstige Komponenten der Jahresarbeitszeitveränderung in Westdeutschland

1) Krankenstand, Schlechtwetter, Arbeitskampf
Quelle: Berechnungen des IAB

Tabelle 6b: Trend-, Konjunktur- und sonstige Komponenten der Jahresarbeitszeitveränderung in Ostdeutschland

1) Krankenstand, Schlechtwetter, Arbeitskampf
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 7a: Entlastung des Arbeitsmarkts durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit
in Westdeutschland – Personen in 1000 –

*) Vorläufige Schätzungen des IAB in Anlehnung an den Haushalt der BA; Vollzeit-FuU errechnet über Angaben zu den Uhg-Empfängern im BA-Haushalt.
1) Aus dem von den Betrieben angezeigten witterungsbedingten Arbeitsausfall wird eine entsprechende Zahl von „Vollzeitbeschäftigten“ errechnet.

Die Inanspruchnahme im Sinne der durchschnittlichen Zahl der Bauarbeiter im SWG-Bezug ist statistisch nicht belegt.
2) Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung
3) Arbeitsförderung „Umwelt, soziale Dienste, Jugendhilfe“ (einschl. der aus dem Bundeshaushalt zu finanzierenden Maßnahmen) nach § 242s AFG.
4) Ohne Einarbeitung; bis 1992 einschl. Maßnahmen zur Verbesserung der Vermittlungsaussichten (§ 41a AFG).
5) Rehabilitanden in berufsfördernden  Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedereingliederung sowie in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung
6) Vorruhestandsfälle mit Zuschuß zum Vorruhestandgeld (aus Haushaltsmitteln der BA).
7) Einschl. der aus dem Bundeshaushalt zu finanzierenden Empfänger, Alterübergangsgeld im Westen ist durch Umzüge bedingt.
8) 58jährige und ältere Empfänger von Alg, Alhi, Egg und Eghi, die der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung stehen.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit; Berechnungen des IAB
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Tabelle 7b: Entlastung des Arbeitsmarkts durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit
in Ostdeutschland – Personen in 1000 –

*) Vorläufige Schätzungen des IAB in Anlehnung an den Haushalt der BA; Vollzeit-FuU errechnet über Angaben zu den Uhg-Empfänger im BA-Haushalt.
1) Aus dem von den Betrieben angezeigten witterungsbedingten Arbeitsausfall wird eine entsprechende Zahl von „Vollzeitbeschäftigten“ errechnet.

Die Inanspruchnahme im Sinne der durchschnittlichen Zahl der Bauarbeiter im SWG-Bezug ist statistisch nicht belegt.
2) Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung
3) Arbeitsförderung „Umwelt, soziale Dienste, Jugendhilfe“ (einschl. der aus dem Bundeshaushalt zu finanzierenden Maßnahmen) nach § 249h AFG.
4) Ohne Einarbeitung; bis 1992 einschl. Maßnahmen zur Verbesserung der Vermittlungsaussichten (§ 41a AFG).
5) Rehabilitanden in berufsfördernden Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedereingliederung sowie in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung
6) Das Vorruhestandsgeld Ost wird aus Haushaltsmittel des Bundes getragen
7) Einschl. der aus dem Bundeshaushalt zu finanzierenden Empfänger
8) 58jährige und ältere Empfänger von Alg, Alhi, Egg und Eghi, die der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung stehen.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit; Berechnungen des IAB


